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13.430 n Parlamentarische Initiative. Rickli Natalie. Haftung bei bedingten Entlassungen und 
Strafvollzugslockerungen; Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 24. Mai 2018 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, zu dem in Umset-
zung der oben genannten parlamentarischen Initiative von der Kommission für Rechtsfragen des 
Nationalrats angenommenen Vorentwurf und zum erläuternden Bericht Stellung zu nehmen. Wir 
bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme und nehmen diese gerne wahr. 

Der Kanton Aargau lehnt in Übereinstimmung mit der Stellungnahme der Konferenz der kantonalen 
Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren (KKJPD) vom 17. März 2017 die im Vorentwurf ent-
haltene Kausalhaftung der Kantone für bundesgesetzkonformes Handeln im Straf- und Massnah-
menvollzug ab, im Wesentlichen aus folgenden Gründen:  

Es ist nicht einzusehen, weshalb bei der Frage des Umfangs der staatlichen Entschädigung von 
Gesetzes wegen zwei Typen von Opfern von Gewalt- oder Sexualdelikten unterschieden werden 
sollen. Es macht für das Opfer keinen Unterschied, ob ein Ersttäter, eine vorbestrafte Person oder 
ein Wiederholungstäter während Vollzugslockerungen seine physische und psychische Integrität 
verletzt und einen Schaden verursacht. Will man den (finanziellen) Opferschutz verbessern, wäre 
eine entsprechende Anpassung des Opferhilfegesetzes angezeigt. 

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung in Art. 380a des Entwurfs Schweizerisches Strafgesetzbuch 
(E-StGB) steht in einem inneren Widerspruch zu der bundesrechtlich vorgegebenen und daher für 
die kantonalen Vollzugsbehörden verbindlichen Konzeption der stufenweisen Wiedereingliederung 
gemäss Art. 75 und 84 StGB. Es kann nicht angehen, die kantonalen Behörden gesetzlich dazu zu 
verpflichten, gefangenen Personen stufenweise Vollzugsöffnungen zu gewähren und gleichzeitig 
über der nämlichen Behörde das Damoklesschwert der automatischen finanziellen Haftung bei Rück-
fällen im Rahmen der Vollzugsöffnungen schweben zu lassen. Diese widersprüchliche Situation wür-
de voraussichtlich dazu führen, dass gefangenen Personen mit Anlassdelikten gemäss Art. 64 Abs. 1 
StGB Vollzugslockerungen zur Vermeidung von Haftungsfällen grundsätzlich verweigert würden. Das 
wiederum hätte zur Folge, dass einerseits diese gefangenen Personen bei Straf- oder Massnahmen-
ende ohne jegliche Vorbereitung und ohne jegliche Möglichkeit der Rückstufung oder Rückverset-
zung in Freiheit entlassen würden, was für die Bevölkerung ein höheres Sicherheitsrisiko bedeuten 
würde, und dass andererseits die Anzahl Gerichtsverfahren im Bereich des Justizvollzugs erheblich 
ansteigen würde, weil die gefangenen Personen eine derart restriktive Praxis der Vollzugsbehörde 
wohl nicht einfach akzeptieren würden.  
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Als weitere Folge der zu erwartenden restriktiven Lockerungspraxis würden die Anzahl der Vollzugs-
tage und damit die kantonalen Vollzugskosten erheblich ansteigen. Auch wäre mit einem zusätzli-
chen Bedarf an Vollzugsplätzen zu rechnen.  

Insgesamt ist zu erwarten, dass die Kosten für die Allgemeinheit im Bereich des Justizvollzugs deut-
lich ansteigen würden. Zum einen sind Mehrkosten wegen der notwendig werdenden baulichen In-
vestitionen für zusätzliche Vollzugsplätze und deren Betrieb sowie der Kostgelder für die grössere 
Anzahl Vollzugstage zu erwarten. Zum anderen würden vermehrt Verfahrens- und Parteikosten bei 
Beschwerden gegen Verweigerungen von Vollzugslockerungen anfallen. 

Angesichts dieser erheblichen negativen Folgen für die Kantone scheint es mehr als fraglich, ob die 
vorgeschlagene Gesetzesänderung für die aufgrund der bisherigen Erfahrung glücklicherweise sehr 
geringe Anzahl zu erwartenden Anwendungsfälle sinnvoll und angemessen ist. 

Unabhängig von der grundsätzlichen Ablehnung der vorgeschlagenen Änderung ist die faktische 
Haftungsüberwälzung allein auf die für den Justizvollzug zuständigen Kantone nicht sachgerecht. Da 
der Bundesgesetzgeber das oben skizzierte Dilemma der kantonalen Vollzugsbehörde zwischen 
korrektem Justizvollzug mit stufenweisen Vollzugslockerungen und der Kausalhaftung für allfällige 
Rückfälle während dieses korrekten Vollzugs durch entsprechende Gesetzesnormen verursacht, 
müsste zwingend eine Beteiligung des Bundes an den Haftungskosten vorgesehen werden. Zumin-
dest aber müsste die Haftung des Bundes vorgesehen werden, wenn die Vollzugslockerung nur auf-
grund eines Urteils des Bundesgerichts erfolgt. Es kann in diesen Fällen, entgegen den Ausführun-
gen im erläuternden Bericht, keine Rolle spielen, ob das Bundesgericht die Vollzugslockerung direkt 
selber anordnet oder die Sache zur Pro-forma-Entscheidung gemäss den einschlägigen Erwägungen 
des Bundesgerichts an die kantonale Vorinstanz zurückweist. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Alex Hürzeler 
Landammann 

Vincenza Trivigno 
Staatsschreiberin 

Kopie 
• david.steiner@bj.admin.ch 
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13.430 n Pa.Iv. Rickli Natalie. Haftung bei bedingten Entlassungen und Straf-
vollzugslockerungen 
 

 

Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren Nationalräte 

 

Mit Schreiben vom 24. Mai 2018 lassen Sie uns den Vorentwurf zur oben erwähnten 

parlamentarischen Initiative zur Stellungnahme zukommen. Dafür danken wir Ihnen 

bestens. 

 

Die Regierung des Kantons Graubünden lehnt sowohl die Grundidee der parlamen-

tarischen Initiative Rickli als auch deren Umsetzung gemäss dem Vorentwurf ab. Die 

Einführung einer Staatshaftung im Bereich der bedingten Entlassungen und anderen 

Strafvollzugslockerungen und damit die Erweiterung des Anwendungsbereichs von 

Art. 380a StGB ist aus verschiedenen Gründen nicht sachgerecht. Im Ergebnis wür-

de mit der vorgeschlagenen Regelung eine Haftung für rechtmässiges Handeln ein-

geführt. Schliesslich wäre der Grundgedanke der stufenweisen Resozialisierung von 

Straftätern in unsere Gesellschaft in Frage gestellt, wenn Entscheide zu Vollzugslo-

ckerungen und vorzeitigen Entlassungen potentiell zu Haftungsfällen führen können.  
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Es bestehen bereits grundsätzliche Zweifel an der Verfassungsmässigkeit der vorge-

sehenen Lösung. Die im Bericht angeführte Begründung für die Schaffung dieser 

Staatshaftung ist einerseits nicht schlüssig und eröffnet andererseits Raum für daran 

anknüpfende verfassungswidrige Bestimmungen, was nicht erwünscht ist. Die aus 

Art. 123 BV hergeleitete Gesetzgebungskompetenz auf dem Gebiet des Strafrechts 

und des Strafprozessrechts ist vorliegend nicht gegeben. Der Bereich des Strafvoll-

zugs stellt Verwaltungsrecht dar. Die Kompetenz zur Gesetzgebung steht in diesem 

Bereich den Kantonen zu und ist nicht wie auf Seite 11 unter Ziffer 5.1 des erläutern-

den Berichts erwähnt als implizite Kompetenz aus der allgemeinen Strafrechtskom-

petenz des Bundes gemäss Art. 123 BV begründbar. Angesichts der Tatsache, dass 

die Bestimmungen des Regresses auf die "verantwortlichen" Mitarbeitenden kantonal 

unterschiedlich normiert sind, ist mit der vorgesehenen Regelung eine ungerechtfer-

tigte Ungleichbehandlung der agierenden Mitarbeitenden nicht zu vermeiden. Dies ist 

stossend und muss vermieden werden. 

 

Voraussetzungen für eine Kausalhaftung sind im Weiteren die Widerrechtlichkeit der 

Handlung oder Unterlassung, der Schaden sowie der adäquate Kausalzusammen-

hang zwischen Handlung bzw. Unterlassung und Schaden. Nicht nur, dass gemäss 

dem erläuternden Bericht die für eine Haftung vorausgesetzte "Widerrechtlichkeit" 

aus einem an sich erlaubten Handeln abgeleitet wird, wird daneben nicht weiter auf 

den adäquaten Kausalzusammenhang eingegangen. Eine Vollzugsöffnung mag viel-

leicht natürlich kausal für eine währenddessen begangene Straftat sein. Daraus je-

doch einen adäquaten Kausalzusammenhang zu konstruieren, ist falsch. Die für die 

Vollzugsöffnungen zuständigen Mitarbeitenden stehen bereits heute unter starkem 

Druck, welcher sich mit der geforderten Staatshaftung noch weiter erhöhen würde. 

Die Zurückhaltung zur Gewährung entsprechender Vollzugslockerungen ist bereits 

gross und würde noch grösser werden, was letztlich dem gesetzlichen Resozialisie-

rungsgedanken zuwiderläuft. Das Bundesrecht schreibt in Art. 74 und 75 StGB einen 

auf Wiedereingliederung und Resozialisierung ausgerichteten Strafvollzug vor. Der 

Strafvollzug beruht auf einem Stufensystem. Vollzugsöffnungen gehören demnach 

zum gesetzlichen Resozialisierungsauftrag. Mit der kausalen Staatshaftung wird die 

Konzeption der stufenweisen Wiedereingliederung massiv gefährdet. Die Initiative 

steht diesem System gar konträr gegenüber. Es ist zudem zu betonen, dass die Voll-

zugsbehörden ihre Entscheide nicht leichtfertig oder unsorgfältig fällen, wie dies die 
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Initiative suggeriert. Die Entscheide werden gestützt auf eigene Erkenntnisse und Er-

fahrungen sowie auf psychiatrische Begutachtungen und Berichte der Justizvoll-

zugsanstalten gefällt. Die Vollzugsöffnungen bei Deliktskatalogstaten sind zudem auf 

die Beurteilung einer besonderen Kommission aus Vertretern der Strafverfolgungs-

behörden, der Vollzugsbehörden sowie der Psychiatrie abgestützt (vgl. Art. 62d und 

75a i.V.m. Art. 64 Abs. 1 StGB). Im Bericht wird auch auf eine mögliche Haftung der 

Gutachter eingegangen und dabei erwähnt, dass ihnen gegenüber allenfalls gestützt 

auf die vertraglichen Beziehungen Ansprüche geltend gemacht werden könnten (vgl. 

Seite 10 des Berichts). Es wird zudem die Frage aufgeworfen, ob der Behördenent-

scheid den Kausalzusammenhang durchbrechen würde oder nicht. Weitere Erläute-

rungen werden keine gemacht. Somit ist unklar, ob nicht nur die Gemeinwesen und 

allenfalls die Staatsangestellten, sondern auch die Gutachter in die Pflicht genom-

men werden könnten. Kompetentes Fachpersonal ist in diesem Bereich bereits heute 

schwer zu finden. Durch die im Bericht immerhin nicht ausgeschlossene mögliche 

Haftung für Gutachter würde sich die Lage diesbezüglich weiter verschlechtern. 

 

Die Analogie zur bereits bestehenden kausalen Staatshaftung nach Art. 380a Abs. 1 

StGB ist sodann nicht auf die Fälle der bedingten Entlassung bzw. anderer Vollzugs-

lockerungen übertragbar. In der genannten Bestimmung geht es um die lebenslange 

Verwahrung. Diese zielt darauf ab, extrem gefährliche Straftäter dauerhaft von der 

Gesellschaft fernzuhalten. Zudem sind die frühzeitige Entlassung und Hafturlaube 

durch Art. 123a Abs. 1 BV ausgeschlossen. Wird demgegenüber eine begrenzte 

Freiheitsstrafe oder eine stationäre therapeutische Massnahme ausgesprochen, 

greift der gesetzliche Wiedereingliederungsauftrag. Selbst bei der Verwahrung wird 

jedes Jahr geprüft, ob die Voraussetzungen für eine bedingte Entlassung gegeben 

sind. Somit kann mit Blick auf die kausale Staatshaftung keine Analogie zur bereits 

bestehenden Bestimmung in Art. 380a StGB gezogen werden. Weiter ist an dieser 

Stelle darauf hinzuweisen, dass die heutige Regelung in Art. 380a StGB eine Fehl-

konstruktion ist und – in Berücksichtigung bzw. Ermangelung der lebenslänglichen 

Verwahrung – möglicherweise toter Buchstabe bleiben wird. 

 

Zudem wird das Vollzugsziel der künftigen Straffreiheit mit der geplanten Bestim-

mung unterlaufen. Die mit der Gesetzesänderung geforderte restriktive Handhabung 

der Vollzugsöffnungen wirkt sich im Endeffekt kontraproduktiv aus. Werden Straftäter 
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nicht mehr mit schrittweisen Öffnungen auf ihre Rückkehr in die Gesellschaft vorbe-

reitet, sondern von einem Tag auf den anderen mit für sie fremd gewordenen Le-

bensrealitäten konfrontiert, erhöht sich nach Ansicht der Bündner Regierung das Ri-

siko für die Öffentlichkeit und für potentielle Opfer. Vollzugsöffnungen sind mit Blick 

auf die Resozialisierung äusserst wichtig; nicht nur bei endlichen Freiheitsstrafen, 

sondern auch bei der stationären Massnahme nach Art. 59 StGB wird sich der Straf-

täter irgendwann wieder in Freiheit aufhalten. Eine Vorbereitung auf die Entlassung 

aus dem Straf- oder Massnahmenvollzug ist unabdingbar und nur über Vollzuglocke-

rungen zu erreichen. Es gibt überdies keine absolute Sicherheit – weder bei Straftä-

tern, welche sich in einer Vollzugsöffnung befinden, noch bei noch nicht in Erschei-

nung getretenen Ersttätern.  

 

Aus dem erläuternden Bericht geht weiter hervor, dass die geforderte Staatshaftung 

bis zum Ende der Probezeit nach der bedingten Entlassung andauern würde, mithin 

bis zur endgültigen Entlassung (vgl. Bericht Seite 8 unten). Diese Lösung ist nicht 

sachgerecht, da die Vollzugsbehörden in einem gewissen Umfang in eigenem Er-

messen über die Dauer der Probezeit entscheiden und/oder nach deren Ablauf deren 

Verlängerung beim Gericht beantragen bzw. selber verlängern können (vgl. Art. 62, 

64a, 87 und 95 StGB). Dies würde in der Praxis dazu führen, dass die Probezeiten 

kürzer angesetzt werden, um einer allfälligen Staatshaftung zu entgehen. Auch dies 

widerspricht dem gesetzlichen Auftrag an die kantonalen Bewährungsdienste, da 

diese innert den verkürzten Probezeiten nicht mehr in der Lage wären, die bedingt 

Entlassenen angemessen zu begleiten und positiv auf sie einzuwirken. Eine Verlän-

gerung bei Ablauf der Probezeit ist nach den oben erwähnten Bestimmungen im 

StGB zudem angezeigt, wenn damit "der Gefahr weiterer Straftaten begegnet wer-

den kann", mithin also, um einen Rückfall zu verhindern. Die geforderte Staatshaf-

tung würde also auch in diesem Bereich genau das Gegenteil des gewünschten Ef-

fekts bewirken: Durch kürzere und/oder nicht verlängerte Probezeiten würde die Ge-

fahr eines Rückfalls erhöht und nicht gesenkt werden.  

 

Aus Opfersicht würde im Weiteren eine Ungleichbehandlung resultieren: Es gibt kei-

nen ersichtlichen Grund, weshalb Opfer von Straftaten, welche im Rahmen einer 

Vollzugsöffnung erfolgt sind, anders zu behandeln sind als Opfer von anderen Straf-

taten. Die vorgeschlagene Regelung ist sodann auch deshalb abzulehnen, da bereits 
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adäquate Regelungen im Opferhilfegesetz (OHG; SR 312.5) existieren, welche ver-

hindern, dass die Konsequenzen von solchen Taten allein von Einzelpersonen ge-

tragen werden müssen (vgl. Art. 2 OHG). 

 

Schliesslich sind die finanziellen Konsequenzen der Initiative zu erwähnen, welche 

hauptsächlich die Kantone zu tragen hätten. Durch eine restriktive Handhabung der 

Vollzugsöffnungspraxis würden unweigerlich erhöhte Vollzugskosten resultieren. Um 

den gesteigerten Bedarf nach Vollzugsplätzen decken zu können, müssten sodann 

entsprechende bauliche Massnahmen finanziert werden. Schliesslich fielen die Kos-

ten der Staatshaftung für entsprechende Fälle an. Deren Höhe ist nicht bezifferbar. 

Dass entsprechende Fälle, wie im erläuternden Bericht erwähnt, zwar selten sind 

(vgl. Bericht Seite 11, Ziffer 4.2), ändert nichts an den ungewollten Kostenfolgen für 

die Kantone. Dies umso mehr als in entsprechenden Fällen die Kantone sogar dann 

haften würden, wenn das Bundesgericht eine kantonale Abweisung einer Öffnung 

aufhebt und den Fall mit dem Auftrag zur Bewilligung an den Kanton zurückweist.  

 

Aus den genannten Gründen ist sowohl die Initiative Rickli generell als auch die vor-

geschlagene Umsetzung im Speziellen dezidiert abzulehnen. Die Regierung des 

Kantons Graubünden schliesst sich im Übrigen der diesbezüglichen Stellungnahme 

der Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren 

(KKJPD) vom 17. März 2017 an. 

 

Abschliessend danken wir Ihnen nochmals für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

  
 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

  
Dr. Mario Cavigelli  Daniel Spadin 

 

 

































   

Regierungsrat des Kantons Schwyz 
 

  
  
 
 
 

  

 

6431 Schwyz, Postfach 1260 

 
An die 
Kommission für Rechtsfragen 
3003 Bern 
 
elektronisch an: david.steiner@bj.admin.ch 

Schwyz, 21. August 2018 

 
 

13.430 n Pa.Iv. Rickli Natalie. Haftung bei bedingten Entlassungen und Strafvollzugslockerungen 
Vernehmlassungsantwort des Kantons Schwyz 

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 24. Mai 2018 lädt die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats die Kan-
tonsregierungen ein, zur oben erwähnten Vernehmlassungsvorlage bis 14. September 2018 Stellung 
zu nehmen. 
 
Die Pa.Iv. 13.430 fordert die Schaffung einer gesetzliche Grundlage, damit das zuständige Gemein-
wesen für einen Schaden haftet, der entsteht, wenn eine wegen eines schweren Gewalt- oder Sexu-
aldelikts verurteilte Person bedingt entlassen wird oder Strafvollzugslockerungen erhält und in die-
sem Zeitraum erneut ein solches Verbrechen begeht. Die entsprechende Bestimmung soll dabei ana-
log zu Art. 380a des Schweizerischen Strafgesetzbuchs vom 21. Dezember 1937 (StGB, SR 311.0) 
ausgestaltet werden, der die Haftung bei der Aufhebung der lebenslänglichen Verwahrung regelt. 
 
Das Bundesrecht sieht eine stufenweise Wiedereingliederung von Straftätern zwingend vor. Diese soll 
die Täter auf ihre Entlassung aus dem Strafvollzug vorbereiten. Opfer allfällger Straftaten im Rah-
men dieser Eingliederung anders zu behandeln als Opfer von Straftaten, die nicht im Rahmen von 
Vollzugsöffnungen erfolgt sind, erweist sich als problematisch. Die vorgesehene Haftungsregelung 
würde zudem den Anschein erwecken, dass Behörden für begangene Straftaten verantwortlich sein 
sollen. 
 
Opfer von Straftaten sind zweifelsohne adäquat zu unterstützen. Solche Möglichkeiten sehen aber 
das Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten vom 23. März 2007 (Opferhilfegesetz, 
SR 312.5), das Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 
30. März 1911 (OR, SR 220) und die Staatshaftungsgesetze bereits vor. Der Regierungsrat lehnt die 
Vorlage deshalb als unnötig ab. 
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Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 
 
 
 
Im Namen des Regierungsrates: 
 
 
 
Kaspar Michel, Landammann 
 
 
 
Dr. Mathias E. Brun, Staatsschreiber 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kopie z.K. an: 
– Schwyzer Mitglieder der Bundesversammlung. 
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Réf. : CS/15024209 Lausanne, le 5 septembre 2018 
 
 
 
 
13.430 n Iv. pa. Rickli Natalie. Responsabilité en cas de mise en liberté 
conditionnelle et de décision d’allègement de l’exécution d’une peine : procédure 
de consultation 
 
 
Monsieur le Président, 
 
Le Conseil d’Etat du Canton de Vaud vous remercie d’avoir sollicité son avis sur l’avant-
projet de modification du Code pénal (article 380a) qui prévoit d’instaurer une 
responsabilité de l’Etat pour ce qui est des décisions de mise en liberté conditionnelle et 
d’allègement de l’exécution des peines et des mesures. 
 
Après avoir mené une consultation auprès des organismes concernés du canton, il a 
l’honneur de vous faire part de ses déterminations. 
 
 
I. Objet de l’initiative 
 
Cette initiative parlementaire vise à étendre le champ d’application de l’article 380a CP 
qui a été adopté le 8 février 2004 à la suite de l’initiative pour l’internement à vie des 
délinquants sexuels ou violents dangereux. 
 
Le but est d’instaurer une responsabilité étatique pour les dommages causés par une 
personne au bénéfice d’un allégement dans l’exécution d’une peine ou d’une mesure et 
coupable de récidive, indépendamment du fait que les employés de l’Etat aient ou non 
commis un acte illicite ou une faute. Selon la Commission des affaires juridiques du 
Conseil national, l’objectif poursuivi est d’éviter que les conséquences d’actes graves 
commis par des récidivistes ne soient assumées que par des particuliers. On lit dans le 
rapport qu’il serait plus équitable que la collectivité publique dans son ensemble assume 
le risque inhérent à la resocialisation des détenus. 
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Selon le rapport, cette responsabilité étatique serait engagée uniquement en cas de 
récidive, c’est-à-dire lorsque l’auteur commet une nouvelle infraction grave à l’encontre 
de l’intégrité physique, psychique ou sexuelle. La disposition renvoie au catalogue de 
l’article 64, alinéa 1 CP, qui contient une liste des infractions graves et dangereuses.  
 
Pour le surplus, le dommage serait défini comme en droit privé et la responsabilité serait 
limitée dans le temps puisqu’elle ne pourrait intervenir que pendant l’allégement de la 
peine ou de la mesure. 
 
 
II. Observations sur l’avant-projet 
 
A titre liminaire, le Conseil d’Etat relève qu’aucun organisme ayant répondu à la 
consultation cantonale ne s’est montré favorable à la modification du Code pénal 
proposée. Il rappelle aussi que la Conférence des directrices et directeurs des 
départements cantonaux de justice police (CCDJP) a rejeté tant le concept de base de 
l’initiative parlementaire que la proposition de mise en œuvre objet de la présente 
consultation. 
 
L’ensemble des réserves invoquées peut se regrouper en trois thèmes. 
 
1. Risque de diminution drastique du nombre d’allégements dans l’exécution des 

peines et augmentation en conséquence du risque de récidive faute de préparation 
des auteurs de crimes à recouvrer 

 
La modification proposée risque d’entraîner une diminution importante des allégements 
dans l’exécution des peines des personnes condamnées pour les infractions 
concernées par l’article 64, alinéa 1 CP puisqu’un risque de récidive ne pourra jamais 
être totalement exclu et qu’aucune autorité ne voudra courir le risque de se voir opposer 
une responsabilité objective en cas de commission d’une nouvelle infraction. 
 
Dès lors, les personnes concernées resteront en détention jusqu’à leur libération 
définitive et sortiront de prison sans avoir pu bénéficier d’une réintégration progressive 
dans la vie en société, ce qui serait particulièrement problématique puisque c’est 
précisément dans ce genre de situation que le risque de récidive est le plus grand. La 
réforme serait donc contre-productive et n’irait pas sans contradictions, sachant que la 
responsabilité de l’Etat ne serait pas engagée en cas de récidive après une sortie 
définitive. 
 
Plus généralement, cette modification irait à l’encontre du système de resocialisation 
progressive consacré par la partie générale du Code pénal, sur lequel repose 
l’exécution des sanctions à l’heure actuelle. Son but est de favoriser une meilleure 
intégration de la personne condamnée au sein de la communauté, notamment par un 
travail éducatif, thérapeutique ou par l’apprentissage en détention d’un métier ou des 
règles de la vie sociale. Dans ce cadre, les dispositifs d’élargissement progressif et 
contrôlé sont des mesures efficaces et reconnues dans la prévention du risque de 
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récidive. Les supprimer mettrait à mal la fonction de resocialisation de la peine, vidant 
de leur sens une partie des missions dévolues aux autorités d’exécution des sanctions 
pénales.  
 
A cela s’ajoute que le maintien en détention jusqu’à la libération définitive entraînerait 
des coûts très importants (nombre de jours de détention qui auraient pu être supprimés 
du fait de l’allégement ne le seront pas et devront être effectué au sein des 
établissements fermés, lesquels nécessiteront une augmentation de leurs ressources 
en personnel et infrastructures). Il provoquerait également un engorgement au sein des 
établissements avec répercussion sur tous les régimes de détention, ainsi qu’une 
augmentation de l’activité des autorités judiciaires en lien avec les recours qui seraient 
déposés contre les décisions de refus d’ouverture du régime d’exécution de peine. 
Enfin, il serait à craindre que des personnes détenues réduisent leurs efforts visant à 
bénéficier de conditions plus favorables et adoptent en particulier un comportement 
contraire aux règles de la vie carcérale, avec un risque pour la sécurité des 
établissements. 
 
 
2. Inégalité de traitement entre les victimes d’infractions commises lors d’allégements 

dans l’exécution des peines et les autres victimes d’infractions 
 
Le projet proposé crée une différence de traitement entre les victimes à double titre. 
Tout d’abord, pendant la période d’allégement, il traite différemment les victimes d’une 
infraction comprise dans le catalogue de l’article 64, alinéa 1 CP, qui bénéficieraient 
d’une réparation systématique du dommage de la part de l’Etat, des victimes d’une 
infraction hors catalogue qui n’auraient pas droit à une telle indemnisation. Certes, cette 
réparation vaudra pour les infractions les plus graves, mais comme le relève le rapport 
de la Commission, celles-ci sont plutôt rares. Or, il y aurait lieu de légiférer pour la règle 
et non pas pour l’exception. Ensuite, le projet crée également une inégalité de 
traitement injustifiée entre les victimes en fonction du moment où l’infraction est 
commise (pendant l’allégement de la peine ou non). 
 
Il est aussi rappelé que les victimes sont en partie protégées via le système instauré par 
la loi fédérale du 23 mars 2007 sur l’aide aux victimes d’infractions. En effet, l’Etat peut, 
sur demande de la victime et à certaines conditions fixées par la loi, répondre de la 
réparation du dommage (tort moral et/ou dommage matériel) causé par un auteur 
indigent. Il existe donc une solidarité économique de l’Etat, alors qu’aucun fonctionnaire 
n’a commis de faute. Ce système paraît adéquat pour assurer une certaine politique 
sociale. Il fonctionne de manière satisfaisante et rappelle que le responsable est bel et 
bien l’auteur du crime commis. 
 
 
3. Conception selon laquelle la responsabilité des infractions serait imputable aux 

autorités et non à l’auteur 
 
La modification proposée véhiculerait le message selon lequel la responsabilité en cas 
de récidive par un condamné incombe aux autorités en première ligne, et en particulier 
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aux autorités d’exécution des sanctions, plutôt qu’à l’auteur de l’infraction lui-même. 
Cela serait d’autant plus problématique que la responsabilité prévue, causale, serait 
engagée même sur la base de décisions des autorités respectant le droit en tous points. 
Il en résulterait une défiance injustifiée vis-à-vis de l’action de l’Etat. Par ailleurs, une 
responsabilité étatique pour un dommage consécutif à un acte conforme au droit 
conduirait, de fait, à un renversement des responsabilités, faisant supporter à la 
collectivité publique et non à l’auteur seul, les conséquences de la commission d’une 
infraction.  

 
Dans ce contexte, le Conseil d’Etat s’interroge également sur la question de l’action 
récursoire de l’article 380a, alinéa 3 CP qui serait applicable à tous les cas visés par le 
nouvel alinéa 1er. Il est concevable que cette extension ait une incidence négative sur le 
recrutement des personnes chargées d’assurer l’exécution des sanctions pénales, en 
particulier pour les postes à responsabilités les plus exposés, ainsi que celui des 
membres des commissions de dangerosité et des experts. Le jeu des responsabilités 
induit par l’initiative aurait alors des répercussions pernicieuses auprès de l’ensemble 
des intervenants dans l’exécution de la peine.  
 
 
4. Autres motifs 
 
Sans être exhaustif, le Conseil d’Etat relève encore d’autres motifs et incohérences 
appuyant son opposition à l’avant-projet proposé.  
 
Il constate tout d’abord que la responsabilité causale de l’Etat, telle que proposée par 
l’avant-projet, pourra potentiellement s’appliquer à un grand nombre de situations, 
contrairement à ce que laisse penser le rapport explicatif. En effet, la CAJ-N estime que 
ce seront que les infractions les plus graves qui sont concernées. Or, la référence à 
l’article 64, alinéa 1 CP fait que la disposition s’appliquerait à plus d’une cinquantaine 
d’infractions (« … ou une autre infraction passible d’une peine privative de liberté 
maximale de cinq ans au moins … »). Ensuite, il y a lieu de rappeler que les décisions 
d’allégement dans l’exécution d’une peine ou d’une mesure sont nombreuses dans le 
parcours carcéral d’un condamné et concernent toutes les ouvertures de régime 
d’exécution de sanction (passage en établissement ouvert, sorties, congés, transfert en 
régime de travail externe ou travail, logement externe,…). L’article 380a du projet parle 
« d’allégement » alors que le rapport explicatif mentionne que la nouvelle disposition 
pénale vise « toutes les décisions d’allégement de l’exécution d’une peine ou d’une 
mesure », sans les définir (p. 7). Qu’en est-il par exemple de la levée d’un traitement 
ambulatoire ; serait-elle considérée comme un allégement ? Dans ces conditions, 
affirmer que les conséquences pratiques de la modification seraient limitées n’est donc 
pas possible. 
 
Se posent aussi certaines questions de respect du fédéralisme et de la souveraineté 
cantonale. Le rapport explicatif précise que la responsabilité de la Confédération ne 
pourrait être engagée qu’à titre exceptionnel – sans toutefois donner davantage de 
précision – car ce seraient principalement les cantons qui assumeront cette 
responsabilité (pp. 10 - 11). Cependant, ces derniers sont tenus, contre remboursement 
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des frais, d’exécuter les jugements rendus par les autorités pénales de la Confédération 
(article 372 al. 1 CP et 74 de la loi fédérale du 19 mars 2010 sur l’organisation des 
autorités pénales de la Confédération). Ils doivent aussi exécuter les décisions du 
Tribunal fédéral, qui pourrait lui-même ordonner des allégements de peine. La 
Confédération répondrait-elle du dommage en pareils cas ? 
 
Enfin, il est utile de rappeler qu’en 2014 une initiative populaire intitulée « responsabilité 
en cas de récidive de la part de délinquants sexuels ou violents », qui poursuivait des 
objectifs similaires à ceux de la présente réforme, n’a pas récolté le nombre de 
signature nécessaire pour aboutir. 
 
 
III. Conclusions 
 
En conclusion, au vu des motifs ci-dessus, le Conseil d'Etat est opposé à la modification 
de l’article 380a CP proposée. 
 
En vous remerciant de l’accueil que vous réserverez aux observations du Canton de 
Vaud, nous vous prions d’agréer, Monsieur le Président, l’expression de notre 
considération distinguée. 
 

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 

LA PRESIDENTE LE CHANCELIER 

 

Nuria Gorrite Vincent Grandjean 
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13.430 n Pa.Iv Rickli Natalie. Haftung bei bedingten Entlassungen und Strafvollzugslockerun-
gen: Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 24. Mai 2018 unterbreiten Sie uns den oben genannten Vorentwurf sowie den er-
läuternden Bericht dazu zur Stellungnahme. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellung-
nahme und lassen uns wie folgt vernehmen:

Wie Kapitel 2.3. des erläuternden Berichts zu entnehmen ist, hat die KKJPD zu Handen der Kommis-
sion für Rechtsfragen des Nationalrates (RK-N) mit Schreiben vom 17. März 2017 zur Vorlage be-
reits einmal Stellung genommen und ihre Position auch an der Sitzung der Kommission vom 7. Ap-
ril 2017 durch zwei Vertreterinnen mündlich dargelegt. An der damaligen Stellungnahme und den be-
reits gemachten Ausführungen wird vollumfänglich festgehalten. Die vorliegende Stellungnahme 
dient der Präzisierung und Verdeutlichung dieser Ausführungen. Sie gibt die Haltung des Vorstandes 
der Konferenz wieder. Wir lehnen sowohl die Grundidee einer kausalen Staatshaftung bei Vollzugs-
öffnungen im Straf- und Massnahmenvollzug wie auch die vorgeschlagene Umsetzung nach wie vor 
entschieden ab. Die vorgeschlagene Gesetzesänderung wird als nicht zielführend und kontraproduk-
tiv erachtet. Die Argumente der Minderheit (Nichteintreten) der Kommission (Kapitel 2.4 des erläu-
ternden Berichts) werden dagegen unterstützt.

Das Strafgesetzbuch regelt den Vollzug von Strafen und Massnahmen in den Art. 74 ff. und Art. 
372 ff. StGB. Die Kantone vollziehen die von den Strafgerichten aufgrund des Strafgesetzes ausge-
fällten Urteile (Art. 123 Abs. 2 BV, Art. 372 Abs. 1 StGB; vgl. BGer 6B_619/2015 vom 18. Dezember 
2015). Der vorliegende Vorentwurf greift damit in den Kompetenzbereich der Kantone ein und auch 
die finanziellen Folgen wären schliesslich beinahe vollständig von den Kantonen zu tragen.

Es wird noch einmal mit Nachdruck darauf hingewiesen, dass der vorliegende Vorentwurf nur vorder-
gründig eine Besserstellung der Opfer von Straftaten bezweckt, welche im Rahmen von Vollzugsöff-
nungen begangen werden. Vielmehr zielt er indirekt auf die Konzeption der stufenweisen Wiederein-
gliederung, wie sie das Bundesrecht vorschreibt (vgl. Art. 74 ff. StGB, BGer 6B_619/2015 vom 18. 
Dezember 2015) und stellt diese im Grundsatz in Frage.

Die vorgesehene Ausweitung der Staatshaftung, wie sie der Vorentwurf in Art. 380a Abs. 1 lit. a.
(neu) StGB vorsieht, ist insbesondere aus folgenden Gründen abzulehnen:

Nationalrat
Kommission für Rechtsfragen
3003 Bern
david.steiner@bj.admin.ch  

Bern, 11. September 2018
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1. Der gesetzliche Wiedereingliederungsauftrag gilt auch für Täter, die eine Tat nach Art. 64 Abs. 1
StGB begangen haben, sofern das Gericht die Voraussetzungen für eine Verwahrung verneint und
eine zeitlich begrenzte Freiheitsstrafe oder eine stationäre therapeutische Massnahme angeordnet
hat. Selbst bei einer Verwahrung besteht für die Vollzugsbehörde die gesetzliche Pflicht, jedes Jahr
zu prüfen, ob die Voraussetzungen für eine bedingte Entlassung gegeben sind. Das Bundesgericht
hat in diesem Zusammenhang unlängst festgestellt, dass jeder Freiheitentzug gemäss Art. 31 BV
und Art. 75 Abs. 1 StGB sowie Art. 5 EMRK in einer Entlassungsperspektive stehe (BGer
6B_1343/2017 vom 9. April 2018 E. 2.5.3.). Die Regelungen unterscheiden sich damit fundamental
von der lebenslänglichen Verwahrung, die extrem gefährliche Täter dauerhaft aus der Gesellschaft
entfernen will und bei der eine frühzeitige Entlassung und Hafturlaube von der Verfassung ausge-
schlossen werden (Art. 123a Abs. 1 BV). Zudem sieht die Bundesverfassung in Art. 123a Abs. 2 in
diesen Fällen ausdrücklich eine Haftung der Behörde vor, welche die Verwahrung aufgehoben hat.
Der aktuell geltende Art. 380a StGB setzt diesen Verfassungsartikel um. Eine Ausweitung dieser Be-
stimmung auf andere Straftäter ist deshalb sachlich nicht begründet und falsch.

2. Der Vorentwurf spricht in Art. 380a Abs. 1 lit. a StGB allgemein von «Vollzugsöffnungen». Eine
Definition des Begriffs findet sich in Art. 75a Abs. 2 StGB. In der Regel werden Gefangene nicht di-
rekt aus dem geschlossenen Vollzug bedingt entlassen, sondern es gehen der bedingten Entlassung
verschiedene andere Vollzugsöffnungen voraus (Urlaube, Verlegung in eine offene Anstalt, Arbeits-
und/oder Wohnexternate etc.). Die vorgesehene Haftung des Gemeinwesens gilt gemäss Vorentwurf
für sämtliche Vollzugsöffnungen und greift nach dem vorgeschlagenen Wortlaut schon deutlich vor
der bedingten Entlassung. Sie endet mit der endgültigen Entlassung. Damit schafft die vorgesehene
Gesetzesänderung Anreize, den entsprechenden Gefangenen bis zur endgültigen Entlassung mög-
lichst keine Vollzugsöffnungen zu gewähren, um damit dem Haftungsrisiko aus dem Weg zu gehen.
Gerade bei Tätern, die wegen schweren Gewalt- und Sexualdelikten verurteilt wurden, ist im Rah-
men der Wiedereingliederung in die Gesellschaft jedoch eine schrittweise Öffnung unter Gewährung
von Vollzugslockerungen eminent wichtig für eine erfolgreiche Resozialisierung. Auch nach der bun-
desgerichtlichen Rechtsprechung lässt sich dieses Vollzugsziel kaum verwirklichen, wenn dem Ge-
fangenen während des Vollzugs keine Vollzugsöffnungen zugestanden werden (BGer 6B_1159/2013
vom 3. Dezember 2014 E. 4.7.). Es besteht ein öffentliches Interesse, dass die Wirkung der Voll-
zugsarbeit sorgfältig überprüft wird, indem sich der Straftäter bei Gelegenheit von Vollzugsöffnungen
schrittweise an die Freiheit gewöhnt und sich dabei praktisch bewährt (vgl. BGer 6B_836/2017 vom
10. Januar 2018 E.2.4.). Der Vorentwurf torpediert die notwendige schrittweise Wiedereingliederung
in die Gesellschaft und erhöht damit das Risiko für Rückfälle vorbestrafter Straftäter, statt es zu ver-
mindern. Die vorgesehene Gesetzesänderung widerspricht im Ergebnis dem derzeit geltenden Recht
(Art. 75 ff. sowie 372 ff. StGB) und dem Grundgedanken, ein gesetzeskonformes Verhalten durch
stufenweise Wiedereingliederung und Resozialisierung von Straftätern zu erreichen. Es besteht die
Gefahr, dass die Gefangenen bis zur definitiven Entlassung im geschlossenen Vollzug (der offene
Vollzug ist bereits eine Vollzugsöffnung und damit ein Haftungsrisiko) verbleiben. Wenn Straftäter
nicht mehr mit schrittweisen Öffnungen auf ihre Rückkehr in die Gesellschaft vorbereitet werden, er-
höht sich das Rückfallrisiko, damit die Gefährdung der Öffentlichkeit und die Gefahr für mögliche
künftige Opfer. In jedem Fall wird das Risiko aber nicht verkleinert, sondern bestenfalls zeitlich nach
hinten verlagert. Die Regelung gemäss Vorentwurf trägt zusammenfassend nichts zur Verhinderung
neuer Opfer bei.

3. Schwere Rückfälle während Vollzugsöffnungen sind äusserst selten. Die Kantone und auch die
forensische Psychiatrie haben in den letzten Jahren grosse Anstrengungen unternommen, um die
von verurteilten Personen ausgehenden Risiken besser erkennen und bearbeiten zu können. Es liegt
aber in der Natur der Sache, dass Rückfälle gleichwohl nie mit hundertprozentiger Sicherheit ausge-
schlossen werden können. Deshalb führt die im Vorentwurf vorgeschlagene Regelung in der Praxis
dazu, dass Vollzugsöffnungen noch restriktiver gewährt werden um keine Haftungsrisiken einzuge-
hen. Die zuständigen Mitarbeitenden stehen bereits heute erheblich unter Druck und dieser würde
sich durch die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen weiter erhöhen. Dies wird es erschweren, gut
qualifizierte Mitarbeitende rekrutieren zu können. Weniger qualifizierte Mitarbeitende in Verbindung
mit einer latenten Angst vor persönlichen Haftungsrisiken werden zwangsläufig zu einer Reduktion
der Arbeitsqualität führen, was in diesem heiklen und anspruchsvollen Bereich ein Sicherheitsrisiko
darstellt.

4. Im Ergebnis wird durch die vorgeschlagene Gesetzesänderung auch die innere Sicherheit in den
Vollzugsanstalten gefährdet. Einen wesentlichen Beitrag an die innere Sicherheit und Ordnung in
den Vollzugsanstalten leistet die Perspektive auf Vollzugsöffnungen und vorzeitige Entlassung (vgl.
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Art. 86 Abs. 1 und Art. 84 Abs. 6 StGB), wenn der Straftäter ein gutes Vollzugsverhalten zeigt und 
aktiv bei den Eingliederungsbemühungen mitarbeitet. Jeder Insasse hat somit ein persönliches Inte-
resse, sich im Vollzug gut zu verhalten, und einen Anreiz, sich mit den Ursachen und Folgen seiner 
Tat(en) auseinanderzusetzen und seine persönliche Einstellung zu überdenken. Wenn nun sämtliche 
Insassen mit einem Anlassdelikt nach Art. 64 Abs. 1 StGB faktisch von Vollzugslockerungen ausge-
schlossen werden, so haben diese kein eigentliches Interesse mehr an gutem Vollzugsverhalten und 
an der Auseinandersetzung mit ihren Straftaten und problematischen Persönlichkeitsanteilen. Da 
ohne die nötige Auseinandersetzung eine Änderung von Einstellungen und Verhalten grundsätzlich 
nicht zu erwarten ist (vgl. BGer 6B_715/2014 vom 27. Januar 2015 E. 8.5.) und somit keine günstige 
Legalprognose gestellt werden kann, wird die Strafe in vielen Fällen bis zur definitiven Entlassung im 
geschlossenen Vollzug vollzogen werden müssen. Wenn man diese Insassen der Perspektive nach 
einer stufenweisen Wiedereingliederung in die Gesellschaft beraubt, kann dies zu massiven Sicher-
heitsproblemen innerhalb der Anstalten und nach der Entlassung auch für die Öffentlichkeit führen.
Auch hier schafft der Vorentwurf deutlich mehr Probleme als er zu lösen vermag.

5. Es sei auch noch einmal darauf hingewiesen, dass es aus Opfersicht keinen ersichtlichen Grund
gibt, Opfer von Straftaten, welche im Rahmen einer Vollzugsöffnung begangen werden, besser zu
behandeln als Opfer anderer Straftaten. Unter diesem Aspekt führt die vorgesehene Regelung zu ei-
ner willkürlich anmutenden Ungleichbehandlung von Opfern, die ebenfalls abzulehnen ist.

6. Schliesslich sprechen auch die finanziellen Folgen einer Umsetzung, die im Ergebnis fast aus-
schliesslich zu Lasten der Kantone gehen werden, gegen die Regelung. Auch wenn es nur um we-
nige Fälle geht, so könnten die Kostenfolgen im Einzelfall doch beträchtlich sein. Es ist abwegig, die
Kantone für eine Umsetzung der Vorgaben des Bundesgesetzgebers und des Bundesgerichts ohne
Rücksicht auf eine Widerrechtlichkeit und ein Verschulden haftbar zu machen. Die Kantone sollen
gemäss Entwurf sogar haften, wenn das Bundesgericht eine kantonale Abweisung einer Öffnung
kassiert und den Fall mit dem Auftrag zur Bewilligung der Öffnung an den Kanton zurückweist (Be-
richt Ziff. 3, S. 7 unten). Zudem würde die restriktive Haltung zu einer Verlängerung der Aufenthalte
in den Vollzugseinrichtungen und einem Anstieg von teuren Hafttagen sowie zu einem zusätzlichen
Bedarf an Vollzugsplätzen führen. Schliesslich müssten die Kantone auch mit Staatshaftungsfällen
gegenüber Gefangener rechnen, namentlich wenn ein Gericht feststellt, dass eine vorzeitige Entlas-
sung zu Unrecht nicht oder zu spät angeordnet worden ist.

7. Offenbar überhaupt nicht berücksichtigt wurde der territoriale Aspekt bei der Formulierung des
neuen Art. 380a Abs. 1 lit. a StGB. So ist für die vorgeschlagene Kausalhaftung lediglich der Rückfall
während einer Vollzugsöffnung massgebend. Dies hat zur Folge, dass z.B. auch Opfer ausgeschaff-
ter Straftäter aus dem Ausland Entschädigungsforderungen an die zuständigen Schweizer Gemein-
wesen (Bund und Kantone) richten können. Damit sähen sich Bund und Kantone allenfalls auch mit
Entschädigungsforderungen aus dem Ausland aus Straftaten ohne direkten Bezug zur Schweiz kon-
frontiert. Gemäss Wortlaut der neuen Bestimmung müssten solche Forderungen ebenfalls befriedigt
werden.

Im Ergebnis halten wir aus Sicht der Kantone fest, dass:

- die Vorlage genau das Gegenteil von dem bewirkt, was sie vordergründig bezweckt;
- der Schutz der Opfer dadurch nicht verbessert wird;
- die neuen Bestimmungen im Widerspruch zur derzeitigen Rechtslage, Vollzugspraxis und

bundesgerichtlicher Rechtsprechung stehen;
- mit massiven Mehrkosten für Bund und Kantone gerechnet werden muss;
- dadurch kein Mehrwert für die öffentliche Sicherheit geschafft wird.

Der Vorstand der KKJPD lehnt den Vorentwurf aus den oben genannten Gründen klar und dezidiert 
ab. 

Die KKJPD und damit die Kantone setzen sich für eine Erhöhung der öffentlichen Sicherheit und 
auch eine sinnvolle und effiziente Unterstützung von Opfern ein. Die vorgeschlagene Regelung ist
dabei aber nicht zielführend, sondern im Ergebnis kontraproduktiv. 

Wir bedanken uns für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung der Stellungnahme im laufenden 
Vernehmlassungsverfahren. 
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Freundliche Grüsse

Pierre Maudet
Präsident KKJPD
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13.430 n Iv. pa. Rickli Nathalie. Responsabilité en cas de mise en liberté conditionnelle et de 
décision d'allègement de l'exécution d'une peine : lancement de la procédure de consultation.

Monsieur le Président,
Mesdames, Messieurs,

Par lettre du 24 mai 2018, vous nous avez soumis l'avant-projet mentionné ci-dessus ainsi que le 
rapport explicatif y relatif pour prise de position. Nous vous remercions pour cette occasion de nous 
exprimer et prenons position comme suit :

Comme indiqué au chapitre 2.3 du rapport explicatif, la CCDJP a déjà une première fois pris position 
sur le projet, par lettre du 17 mars 2017 adressée à la Commission des affaires juridiques du Conseil 
national (CAJ-N), et deux de ses représentantes ont exposé la position de la CCDJP lors de la 
séance de ladite Commission du 7 avril 2017. La position exprimée à l'époque est maintenue dans 
son intégralité. La présente prise de position est destinée à préciser et à expliciter cet exposé. Elle 
reflète l’attitude du Comité de la Conférence. Nous continuons à rejeter aussi bien l'idée d'une res-
ponsabilité causale de l'État pour ce qui est des allègements de l'exécution des peines et des me-
sures que la mise en œuvre proposée. Nous estimons que la modification de la loi proposée ne per-
met pas d'atteindre les objectifs et qu'elle est contreproductive. Nous soutenons en revanche les ar-
guments de la minorité de la commission (ne pas entrer en matière) (chapitre 2.4 du rapport explica-
tif).

Le Code pénal régit l'exécution des peines et des mesures aux art. 74 ss. et aux art. 372 ss. CP. Les 
cantons exécutent les jugements rendus par les tribunaux pénaux en vertu du code pénal (art. 123 
al. 2 Cst., art. 372 al. 1 CP ; cf. ATF 6B_619/2015 du 18 décembre 2015). L’avant-projet proposé in-
terfère ainsi avec le domaine de compétence des cantons et ses conséquences financières serait 
également à charge des cantons dans leur quasi-totalité.

Nous insistons derechef sur le fait que le présent avant-projet renforce de prime abord seulement la 
position des victimes d'infractions commises dans le cadre d'allégements de l'exécution de la peine.
Indirectement, il vise plus exactement le concept même de réinsertion progressive prescrit par le 
droit fédéral (cf. art. 74 ss. CP, ATF 6B_619/2015 du 18 décembre 2015), dont il remet en cause le 
principe.  

L'élargissement prévu de la responsabilité de l'État, tel que suggéré dans l'art. 380a al. 1 lit. a (nou-
veau) CP, doit notamment être rejeté pour les motifs suivants :

Conseil national
Commission des affaires juridiques
3003 Berne
david.steiner@bj.admin.ch  

Berne, le 11 septembre 2018
09.01.03/hof
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1. Le mandat légal de réinsertion s’applique également aux personnes condamnées pour une infrac-
tion sanctionnée par l'art. 64 al. 1 CP si le tribunal n'a pas retenu les conditions d'un internement et
s'il a prononcé une peine privative de liberté limitée dans le temps ou une mesure thérapeutique sta-
tionnaire. Et même en cas d'internement, les autorités d'exécution ont l'obligation légale d'examiner
annuellement si les conditions d'une libération conditionnelle sont réalisées. Dans ce contexte, le Tri-
bunal fédéral a constaté il y a peu de temps encore que toute privation de liberté doit aux termes de
l'art. 31 Cst. et de l'art. 75 al. 1 CP ainsi que de l'art. 5 CEDH bénéficier d'une perspective de libéra-
tion (ATF 6B_1343/2017 du 9 avril 2018 consid. 2.5.3.). Les réglementations se distinguent donc fon-
damentalement de l'internement à vie qui a pour objectif d'éloigner durablement de la société des cri-
minels extrêmement dangereux et pour qui la constitution (art. 123a al. 1 Cst.) exclue une libération
anticipée et des congés. Dans son art. 123a al. 2, la constitution fédérale prévoit par ailleurs expres-
sément une responsabilité des autorités qui ont levé l'internement dans ces cas. L'art. 380a CP, ac-
tuellement en vigueur, concrétise cet article constitutionnel. Une extension de cette disposition à
d'autres délinquants n'est donc matériellement pas fondée et serait erronée.

2. Dans l'art. 380a al. 2 lit. a CP, l'avant-projet parle de manière générale d'"allègement de l'exécu-
tion des peines". L'art. 75a al. 2 CP fournit une définition de cette notion. En règle générale, la libéra-
tion conditionnelle d’un détenu n’intervient pas à partir de l'exécution de sa peine en milieu fermé,
mais elle est précédée par d'autres formes d'allègement de la peine (congés, transfert en établisse-
ment ouvert, autorisation de travailler ou de loger à l'extérieur, etc.). Aux termes de l'avant-projet, la
responsabilité de la collectivité publique vaut pour toutes les formes d’allègement de l'exécution de la
peine et s'applique selon la terminologie choisie déjà bien avant la libération conditionnelle. Elle
prend fin avec la libération définitive. De cette manière, la modification prévue de la loi crée des inci-
tations pour que dans la mesure du possible, aucun allègement de l'exécution de la peine ne soit ac-
cordé aux détenus concernés, afin d'éviter ainsi le risque d'une éventuelle responsabilité. Or, c'est
justement dans le cadre de la réinsertion sociale des délinquants condamnés pour des délits sexuels
ou violents graves qu'une ouverture progressive sous forme de l'octroi d'allègements de l'exécution
de la peine est d'une importance cruciale. Aux termes de la jurisprudence du Tribunal fédéral égale-
ment, il n’est guère possible de réaliser cet objectif de l'exécution si le détenu ne peut pas bénéficier
d'allègements de l'exécution de la peine qu'il est en train de purger (ATF 6B_1159/2013 du 3 dé-
cembre 2014 consid. 4.7.). Il y a un intérêt public à ce que l'effet du travail d'exécution soit soigneu-
sement contrôlé en accordant au délinquant la possibilité de s'habituer progressivement à la liberté,
au cours d'allègements de l'exécution de la peine durant lesquels il doit faire ses preuves dans la
pratique (cf. ATF6B_836/2017 du 10 janvier 2018 consid. .2.4.). L'avant-projet torpille la réinsertion
sociale progressive et augmente ainsi le risque d'une récidive des délinquants préalablement con-
damnés au lieu de le réduire. La modification prévue de la loi contredit dans son résultat le droit posi-
tif (art. 75 ss ainsi que art. 372 ss. CP) et le concept de base, qui cherche à aboutir à un comporte-
ment conforme à la loi en resocialisant et en réinsérant progressivement les délinquants. Il y a un
vrai danger que les délinquants soient jusqu'à leur libération définitive détenus en milieu fermé (la
détention en milieu ouvert étant déjà une forme d’allègement de l'exécution de la peine et comportant
donc un risque de voir la responsabilité causale engagée). Si les délinquants ne sont plus préparés à
leur retour dans la société à l'aide d'allègements progressifs, le risque de récidive augmente, et donc
la mise en danger de la collectivité et le danger pour d'éventuelles victimes futures. En aucun cas, le
risque n'est réduit, mais il est tout au plus différé. La règlementation au sens de l'avant-projet ne con-
tribue donc en résumé en rien à la prévention de nouvelles infractions.

3. Les cas de récidive grave en cours d'allègement de l'exécution d'une peine sont extrêmement
rares. Les cantons et la psychiatrie légale ont au cours des dernières années fait de grands efforts
pour pouvoir mieux reconnaître et traiter le risque que représente une personne condamnée. Mais
c'est dans la nature même de la chose que des cas de récidive ne puissent jamais être exclus avec
une certitude absolue. Dans la pratique, la réglementation proposée par l'avant-projet aurait pour
conséquence que les allègements de l'exécution de la peine soient octroyés de manière encore plus
restrictive, afin que le risque d'une responsabilité soit écarté. Les collaborateurs compétents subis-
sent aujourd'hui déjà une pression considérable, et cette dernière s'accroitrait encore avec la modifi-
cation proposée de la loi. Cela compliquera le recrutement de collaborateurs bien qualifiés. Mais la
qualité d’un travail effectué par des collaborateurs moins qualifiés et confrontés à une peur latente
d'encourir une responsabilité personnelle sera nécessairement réduite, ce qui représente dans ce
domaine délicat et exigeant un risque pour la sécurité.
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4. La modification proposée de la loi aurait aussi pour résultat de menacer la sécurité interne des
établissements d'exécution. La perspective d'un allègement de l'exécution de la peine et d'une libéra-
tion anticipée (cf. art. 86 al. 1 et art. 84 al. 6 CP) qui sourit au détenu qui fait preuve de bonne con-
duite et qui participe activement aux efforts de réinsertion contribue significativement à la sécurité
interne et à l'ordre dans les établissements de détention. Chaque détenu a un intérêt personnel de
bien se comporter en cours d'exécution et il est incité à se confronter aux causes et aux consé-
quences de ses méfaits et de réfléchir à son attitude personnelle. Si tous les détenus condamnés
pour un délit au sens de l'art. 64 al. 1 CP seront désormais de facto privés des possibilités d'allège-
ment de l'exécution de la peine, ils n’auront plus véritablement intérêt à faire preuve d'un bon com-
portement dans le cadre de l'exécution de leur peine et à se confronter à leurs actes délictueux et
aux aspects problématiques de leur personnalité. Considérant qu'il ne faudra en principe plus s'at-
tendre à la confrontation nécessaire du détenu avec ses attitudes et comportements et au change-
ment de ceux-ci (cf. ATF 6B_715/2014 du 2 janvier 2015 consid. 8.5.) et que partant, aucun pronos-
tic légal favorable ne pourra être posé, la peine devra dans de nombreux cas être exécutée en milieu
fermé jusqu'à la libération définitive. Si on prive ces détenus de la perspective d'une réinsertion so-
ciale progressive, cela peut être le point de départ de graves problèmes de sécurité au sein des éta-
blissements de détention et, à la suite de la libération de ces détenus, également pour la collectivité.
L'avant-projet crée donc clairement plus de problèmes qu'il n'en résout.

5. Nous rappelons également que du point de vue des victimes, il n'y a aucune raison apparente de
traiter les victimes d'infractions commises dans le cadre d'allégements dans l'exécution des peines
plus favorablement que les autres victimes d'infractions. Considéré sous cet angle, la réglementation
proposée mène à une inégalité de traitement des victimes qui a des relents d'arbitraire, ce qu'il faut
également refuser.

6. Finalement, les conséquences financières d'une mise en œuvre de l'avant-projet, qui seraient en
analyse finale presque intégralement à charge des cantons, militent également contre elle. Même s'il
ne s'agit que de peu de cas, les conséquences financières peuvent dans les cas individuels être con-
sidérables. C'est une erreur de tenir les cantons pour responsable d'une mise en œuvre des direc-
tives du législateur fédéral et du Tribunal fédéral sans égard à une éventuelle illicéité ou une faute
commise. Aux termes de l'avant-projet, les cantons doivent même répondre si le Tribunal fédéral
casse un rejet cantonal d'allègement dans l'exécution d'une peine et qu'il renvoie la cause au canton
en vue de l'octroi de l'allègement de l'exécution de  la peine (rapport ch. 3, p. 7 en bas). En plus,
cette attitude restrictive générerait une prolongation des séjours dans les établissements de déten-
tion et donc une augmentation du nombre de jours de détention coûteux ainsi qu'un besoin de places
supplémentaires dans les établissements. Finalement, les cantons devraient également s'attendre à
des cas de responsabilité de l'État à l'égard de détenus, notamment si un Tribunal devait constater
que c'est à tort qu'une libération anticipée a été refusée ou octroyée tardivement seulement.

7. Apparemment, l'aspect territorial n'a pas du tout été pris en compte lors de la formulation du nou-
vel art. 380a al. 1 lit. a CP. Ainsi, c'est la seule récidive durant un allègement de l'exécution de la
peine qui est selon le texte proposé constitutive de responsabilité causale. Cela aurait pour consé-
quence que même les victimes de délinquants renvoyés pourraient, depuis l'étranger, prétendra à
des dédommagements dus par la collectivité publique suisse compétente (Confédération et can-
tons). La Confédération et les cantons se verraient ainsi confrontés à des demandes de dédomma-
gement provenant de l'étranger et résultant de délits sans lien direct avec la Suisse. Aux termes du
libellé de la nouvelle disposition, de telles prétentions devraient également être admises.

En conclusion, nous constatons que du point de vue des cantons : 

- l'avant-projet déploie en réalité des effets opposés à ceux qu'il veut à première vue at-
teindre ;

- la protection des victimes ne se trouve pas améliorée ;
- les nouvelles dispositions sont en contradiction avec le droit positif, la pratique de l'exécution

et la jurisprudence du Tribunal fédéral ;
- il faut s'attendre à des surcoûts massifs à charge de la Confédération et des cantons ;
- aucune plus-value en termes de sécurité publique n'est créée.

Pour ces motifs, le Comité de la CCDJP rejette résolument et fermement l'avant-projet qui lui est 
soumis.  
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La CCDJP et donc les cantons s'engagent en faveur d'une amélioration de la sécurité publique et 
d'une aide judicieuse et efficace aux victimes. La réglementation proposée est inappropriée pour réa-
liser ces objectifs et dans ses résultats même contreproductive.  

Nous vous remercions de prendre connaissance de notre prise de position et d'en tenir compte dans 
le cadre de la procédure de consultation en cours.

Veuillez agréer, Monsieur le Président, Mesdames, Messieurs, nos salutations les meilleures.

Pierre Maudet
Président de la CCDJP
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Monsieur Pirmin Schwander 
Président de la CAJ-N 
Conseil national 
Commission des affaires juridiques 
3003 Bern

Paudex, le 21 août 2018 
JDU/gg 

Consultation – Responsabilité en cas de mise en liberté conditionnelle et de 
décision d’allégement de l’exécution d’une peine (Iv. pa. Rickli Nathalie)  

Monsieur le Président, 

En date du 24 mai 2018, le Centre Patronal a été invité à répondre à la procédure de 
consultation portant sur l’avant-projet relatif à l’extension du champ d’application de l’art.
380a du code pénal. Le but de la nouvelle réglementation est d’imputer à l’Etat la
responsabilité des dommages causés par une personne au bénéfice d’un allégement de 
l’exécution de la peine ou de la mesure coupable de récidive. L’avant-projet est présenté 
comme un moyen d’éviter que les conséquences des actes graves commis par des 
récidivistes ne soient assumées uniquement par des particuliers. Le Centre Patronal 
considère que la modification envisagée -outre le fait de constituer une fâcheuse 
concession au populisme- est problématique à de multiples égards.  

Tout d’abord, l’extension projetée de l’art. 380a du code pénal introduirait une 
responsabilité causale supplémentaire à charge de la collectivité. Certes, le régime de la 
responsabilité publique a passablement évolué depuis le XIXème siècle. Il est évident 
qu’un Etat de droit ne saurait se soustraire aux conséquences d’illégalités commises en 
son nom mais il n’en demeure pas moins que la responsabilité de l’Etat dans l’exercice
d’une tâche de droit public doit être autant que possible conditionnée à l’illicéité de l’acte. 
Par ailleurs, la mode visant à imputer à la collectivité publique l’ensemble des risques
inhérents à la vie sociale nécessite d’être combattue, spécialement lorsque les cantons 
sont amenés à en supporter les conséquences. Il s’agit de s’abstenir autant que faire se 
peut d’introduire au sein du droit fédéral une responsabilité pour actes licites à charge 
des cantons, surtout en l’absence de base constitutionnelle expresse, ce qui est le cas en 
l’espèce.  

L’avant-projet est ensuite révélateur d’une conception erronée du droit pénal suisse qui 
est un droit de l’auteur de l’infraction et non pas de la victime. Le code pénal se focalise 
sur la culpabilité. La gravité de l’infraction n’est ainsi pas mesurée à l’aune des 
dommages subis par la victime. Or, le système proposé, en introduisant une 
responsabilité de l’Etat, ferait passer l’auteur au second plan. A cet égard, il y a fort à 
parier que le mécanisme de la prétention récursoire, à savoir la possibilité pour la 
collectivité publique d’agir à son tour contre l’auteur, ne permettrait pas de modifier la
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perception des justiciables. Sur le plan symbolique, il va sans dire que les effets seraient 
désastreux. En outre, les victimes se trouvant hors du champ d’application de la nouvelle 
disposition subiraient une différence de traitement. Il est à craindre qu’une telle inégalité 
soit utilisée par certains acteurs pour requérir une prise en charge étatique complète des 
dommages subis par les victimes. Partant, il paraît primordial de garder à l’esprit qu’une
compensation financière étatique ne permet que rarement à un justiciable de faire le deuil 
d’une souffrance subie. Une justice pénale qui se veut réellement réparatrice ne peut 
faire l’économie d’une pleine responsabilisation de l’auteur de l’infraction. 

Enfin, la modification prévue remet indirectement en cause le système d’exécution des
peines, axé sur la réinsertion du délinquant et sa progressive (re)mise en condition de
pouvoir vivre en liberté sans commettre de nouvelles infractions. En effet, l’idée figurant à
la base de l’initiative parlementaire est d’obliger les auteurs de décisions de libération 
conditionnelle ou d’allégement de l’exécution des peines et des mesures d’en supporter
les conséquences. Or, une modalité d’exécution de la sanction comme la libération 
conditionnelle -soumise à l’exigence d’un pronostic non défavorable et généralement
assortie d’une assistance de probation- se comprend comme une mise à l’épreuve. Il va
de soi que toute mise à l’épreuve comporte une part d’incertitude, assumée par le 
législateur. A ce stade, il faut insister sur le fait que ce n’est pas le pronostic des autorités
qui doit être mis à l’épreuve, mais bel et bien l’auteur de l’infraction. L’initiative 
parlementaire s’attaque donc de manière détournée au principe de la resocialisation en 
incitant les autorités d’exécution à restreindre l’usage de mesures de réinsertion par 
crainte d’actions en responsabilité. Manifestement, les inévitables conséquences de la 
mise en circulation de justiciables non-resocialisés ayant exécuté l’entier de leur peine
ont été sciemment occultées. Cela conforte le Centre Patronal dans l’idée que la 
proposition n’a pas été effectuée en pleine connaissance de cause.   

Au vu de ce qui précède, le Centre Patronal s’élève contre un régime de responsabilité 
élargie qui relève plus de la démagogie que de la technique juridique. Le fait de raisonner 
sur la base de cas exceptionnels traduit un manque de maîtrise du système pénal de la 
part de l’auteur de l’initiative parlementaire, qui souhaite à l’évidence modifier le régime 
d’exécution des peines. A notre sens, il ne se justifie pas en l’état de mettre en danger la 
resocialisation au profit d’une conception étriquée de la sanction, qui ne peut se résumer 
à la simple mise à l’écart du délinquant. Il est également primordial de cesser de croire 
que la justice pénale est propre à empêcher le crime et de vouloir rechercher un 
responsable à tout prix à chaque fois qu’un risque se réalise. Le droit des sanctions voulu 
par le législateur est celui de l’accession à la capacité de vivre en liberté sans commettre 
d’infractions. En l’absence de débat approfondi à son sujet, il doit le demeurer.  

* * *

En vous remerciant de l’attention que vous porterez à cette prise de position, nous vous 
prions de croire, Monsieur le Président, à l’assurance de notre haute considération. 

Centre Patronal 

Jimmy Dupuis
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Parl. Initiative Rickli 13.430, Haftung bei bedingten Entlassungen und 
Strafvollzugslockerungen 
Vorentwurf und erläuternder Bericht der Kommission für Rechtsfragen des 
Nationalrates  
 
Vernehmlassung 
 
 
Sehr geehrter Herr Steiner 
 
 
Da sich die vorgeschlagene Revision auch auf die Tätigkeiten der Staatsanwaltschaften 
auswirken würde, erlauben wir uns Ihnen die nachfolgende Stellungnahme, trotz 
ausgebliebener Vernehmlassungseinladung, einzureichen:  
 
Die SSK lehnt die im Vorentwurf vorgeschlagene Gesetzesänderung aus folgenden Gründen 
ab: 
 

1. Die Gesetzesänderung stellt das gesetzlich vorgeschriebene und bewährte System 
der stufenweise Wiedereingliederung in Frage. Vollzugslockerungen und bedingte 
Entlassungen sind bewährte Instrumente zur Vorbereitung der Täter auf ein 
deliktsfreies Leben. Diese Instrumente braucht es gerade auch für Täter von 
schweren Straftaten, die in der Regel lange isoliert waren. 

 
2. Im Bericht wird zutreffend erwähnt, dass Entscheid über Vollzugslockerungen oft 

aufgrund von Gutachten von Fachleuten getroffen wird. Der Spielraum einer Behörde, 
von einem Gutachten abzuweichen ist indessen gemäss bundesgerichtlicher 
Rechtsprechung sehr eng. Vor diesem Hintergrund ist es nicht begründbar, dass eine 
Behörde haften soll für einen Entscheid, den sie im Lichte der genannten 
Rechtsprechung aufgrund eines Gutachtens treffen musste. 

 
3. Die Aussagen im Bericht zum Thema Gutachter dürften dazu führen, dass kaum 

mehr Gutachter gefunden werden könnten, wenn sie riskieren, persönlich für neue 
Straftaten zu haften. Zudem ist der Ansatz falsch. Nicht der Gutachter, sondern der 
Täter ist für seine Tat verantwortlich. Der Gutachter kann nur verantwortlich dafür 
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sein, dass er lege artis untersucht und berichtet. Er kann und darf nicht haftbar 
gemacht werden für neue Straftaten.  

 
4. Weil Gefährlichkeitsprognosen ohnehin nie 100% sicher sind, dürfte die 

vorgeschlagene Regelung dazu führen, dass kaum mehr Vollzugslockerungen 
bewilligt würden. Es würden somit Personen völlig unvorbereitet in die Freiheit 
entlassen, was der Allgemeinheit sicher nicht besser dienen würde. Man hätte 
mutmasslich mehr Rückfalldelikte. 

 
5. Die Haftung hätte wohl auch Einfluss auf die Dauer der Probezeit. Um die kritische 

Zeit der möglichen Haftung so kurz wie möglich zu halten, würden bei bedingten 
Entlassungen eher verkürzte Probezeiten ausgesprochen. 

 
6. Die Revision erhöht somit insgesamt das Risiko für die Gesellschaft (und auch die 

öffentlichen Kosten, weil mehr Vollzugstage) weil mehr Personen unvorbereitet in 
Freiheit entlassen werden, und zwar ohne dass sie von der neu vorgeschlagenen 
Haftung gedeckt wären (weil die Straftaten nicht im Kontext von Vollzugslockerungen 
begangen werden). 

 
7. Opfer können gestützt auf das OHG staatliche Leistungen in Anspruch nehmen. Eine 

andere Behandlung von Opfern von Straftaten, die während Vollzugsöffnungen 
erfolgten, ist weder nötig, sinnvoll, noch nachvollziehbar. 

 
8. Verantwortlich für die Tat bleibt der Täter und nicht der Staat oder gar der einzelne 

Beamte, welche rechtmässig handeln. Eine Haftung für rechtmässiges Handeln ist 
systemfremd und sollte auf absolute Ausnahmefälle beschränkt bleiben. Die 
Kausalhaftung, wie vorgesehen auszuweiten, zementiert zudem den falschen 
Eindruck, der Staat sei irgendwie für die neuen Straftaten verantwortlich.  
 

9. Die vorgesehene Kausalhaftung birgt die Gefahr, dass die Initiative und die 
Entschlussfähigkeit gesetzlich zuständiger Staatsangestellter gelähmt werden. Die 
Handlungsmaxime von Staatsangestellten darf nicht „in dubio abstine“ sein. Sie 
müssen handlungsfähig bleiben und auch Ermessensentscheide treffen können, wo 
und wie es ihre Dienstpflicht verlangt, ohne für rechtmässiges Handeln direkte oder 
indirekte Nachteile fürchten zu müssen. 

 
10. Zuletzt stellt sich die Frage, ob die Revision nicht verfassungswidrig ist. Wenn die 

Ausführungen nach Ziff. 5.1 des Berichts zutreffen würden, wäre es seinerzeit auch 
nicht notwendig gewesen, einen Art. 123a Abs. 2 BV zu schaffen. Die Gesetzgebung 
im Bereich des Straf- und Massnahmenvollzugs ist Sache der Kantone. Es ist vor 
diesem Hintergrund unklar, inwieweit die vorliegende Revision „unausweichlich wäre, 
um dem Bund die Erfüllung der ihm explizit zugewiesenen Aufgaben zu ermöglichen“, 
da dem Bund in diesem Bereich eben gerade keine zugewiesenen Aufgaben 
zukommen.  
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Wir bedanken uns für eine geeignete Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen für 
allfällige Fragen gerne zur Verfügung. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen  
 
Der Präsident: 
 

 
Fabien Gasser  
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Kommission für Rechtsfragen  
des Nationalrates 
3003 Bern 
 
 
 
sowie vorab per Mail:  
david.steiner@bj.admin.ch 
 
 
 
Genf und Zug, anfangs September 2018 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zum Vorentwurf der Umsetzung der oben genannten 
Initiative äussern zu können.  
 
Mit der Umsetzung der parlamentarischen Initiative 13.430 soll aufgrund von zweifellos tragischen 
Einzelfällen eine Staatshaftung eingeführt werden, die unabhängig von einem unerlaubten 
Handeln und einem Verschulden der Staatsangestellten besteht. Die Einführung einer Haftung für 
rechtmässiges staatliches Handeln erscheint fragwürdig und ist abzulehnen. Die bestehenden 
gesetzlichen Grundlagen für eine Staatshaftung sind ausreichend.  
 
Das Bundesrecht sieht eine stufenweise Wiedereingliederung von Straftätern vor. Damit ver-
bunden sind unter anderem Strafvollzugslockerungen und bedingte Entlassungen. Ein solches 
Vorgehen hat sich in der Praxis sehr bewährt und trägt zu den im internationalen Vergleich sehr 
positiven Erfolgen des schweizerischen Massnahmenvollzugs bei. Mit der neuen Regelung wird 
dieses System in Frage gestellt. Es ist zu befürchten, dass es aus Haftungsüberlegungen zu einer 
Praxis bei den Vollzugsöffnungen kommen könnte, die noch restriktiver ist als bereits heute. Ob 
damit der Sache gedient ist, muss sehr bezweifelt werden. 
 
In der Schweiz hat sich etwa gemäss den Erkenntnissen des Bundesamtes für Statistik bei 
stationären therapeutischen Massnahmen i. S. v. Art. 59 StGB der mittlere Insassenbestand seit 
2006 mehr als verdreifacht. Dies ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass Massnahmen 
deutlich länger dauern. Dieses Phänomen basiert auch heute schon nicht in erster Linie auf einer 
entsprechenden Indikation, sondern ist auf ein starkes Sicherheitsdenken der Entscheidungsträger 
zurückzuführen. Vollzugsverantwortliche und Klinikleiter stellen ebenso wie Angehörige der Justiz 
fest, dass als Folge dieser Situation die Ressourcen im Vollzug an ihre Grenzen stossen und 
betroffene Personen oft nicht mehr adäquat behandelt werden können.  
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In nicht wenigen Fällen lässt sich mit zunehmender Dauer einer Internierung eine 
Aufrechterhaltung des Freiheitsentzugs vor dem Hintergrund des Verfassungsprinzips der 
Verhältnismässigkeit oder von übergeordnetem Recht nicht mehr durchsetzen. Müssen dereinst 
Massnahmenpatienten aus solchen rechtlichen Gründen entlassen werden, befriedigen dann unter 
Umständen sowohl deren psychiatrischer Zustand wie auch die Tatsache der mangelnden 
Vorbereitung auf das Leben in Freiheit nicht, wenn zuvor Lockerungen ausgeblieben sind. Dies 
wiederum beinhaltet ein Potential für Rückfälle, die allerdings von der vorgeschlagenen 
gesetzlichen Regelung nicht erfasst werden. 
 
Es besteht bereits eine gesetzliche Grundlage für eine Haftung des Staates bzw. von einzelnen 
Richterpersonen oder Behördenmitgliedern für schuldhaft verursache Fehlentscheide, die auch 
Fragen der Lockerungen und der bedingten Entlassung im Massnahmenrecht betreffen können. 
Allerdings gilt es zu beachten, dass solche Entscheide nicht in freier Willkür gefällt werden, 
sondern sich auf Grundlagen stützen, die sich aus den vorgelegten Akten ergeben. Weiter werden 
diese auf dem Rechtsmittelweg mehrfach überprüft, letztinstanzlich durch das Schweizerische 
Bundesgericht. Fälle einer unrichtigen oder willkürlichen Beweiswürdigung, die im Übrigen nicht 
als schuldhaftes Verhalten qualifiziert werden können, werden durch die Rechtsmittelinstanz 
korrigiert. Nicht ausser Acht zu lassen ist allerdings, dass die fraglichen Entscheide nie mit 
absoluter Sicherheit gefällt werden können und ein Ermessen beinhalten, das es pflichtgemäss zu 
erfüllen gilt. Gefährlichkeits- und Behandlungsprognosen können nie mit absoluter Sicherheit 
gestellt werden. Ein Beispiel dafür ist bei der Anwendung von Art. 64 Abs. 1bis StGB zu sehen. 
Der Gesetzgeber hat diese Problematik erkannt. Nach der genannten Bestimmung haben sich im 
Zusammenhang mit einer lebenslänglichen Verwahrung zwei psychiatrische Sachverständige mit 
solchen Fragen zu befassen und sich für eine solche Massnahme auszusprechen. Dass 
qualifizierte Fachpersonen hier mit guten Gründen unterschiedlicher Auffassung sein können, 
zeigen Fälle in der Vergangenheit. Das jüngste Beispiel dafür ist der am 26. Februar 2018 vom 
Bundesgericht bestätigte Fall "Marie". 
 
Will man am Konzept des Massnahmenrechts festhalten, das sich nach dem Gesagten bewährt 
hat, birgt dies auch gewisse Risiken von Rückfällen. Glücklicherweise ereigneten sich in der 
Vergangenheit nur einzelne wenige solche Fälle. Der vorgeschlagenen neuen gesetzlichen 
Regelung liegt die Prämisse zugrunde, dass sich ein künftiges menschliches Verhalten zweifelsfrei 
voraussagen lässt, sofern dies mit der gebotenen Sorgfalt abgeklärt wird. In der jüngeren 
Vergangenheit wurden die entsprechenden Prognosemethoden stark verbessert und die Prüfung 
von Vollzugslockerungen und Entlassungen regelmässig fachlich sehr kompetent vorgenommen. 
Dennoch ist eine absolute Sicherheit eine Illusion. Unvorhergesehenes ist bei psychisch kranken 
Straftäterinnen und Straftätern ebenso möglich wie generell ein unerwartetes Fehlverhalten von 
unauffälligen Mitgliedern unserer Gesellschaft. Dessen müssen sich Justizangehörige ebenso wie 
die Öffentlichkeit bewusst sein. Eine Alternative dazu wäre einzig ein "Wegsperren für immer". 
Dafür hat sich der Gesetzgeber aber weder anlässlich der umfassenden Revision des Allgemeinen 
Teils des Strafgesetzbuches noch bei der unlängst in Kraft getretenen Revision des 
Sanktionenrechts entschieden.  
 
Die vorgeschlagene Regelung führt zu einer massiven Einschränkung der freien richterlichen 
Beweiswürdigung und damit letztlich zu einer Beeinträchtigung der richterlichen Unabhängigkeit. 
Eine solche ist aber unabdingbar in einer Demokratie und garantiert eine gesunde Justiz, welche 
die Interessen der Individuen, von Opfern und Beschuldigten, wahrt. 
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Eine Ausdehnung der bereits vorhandenen Regelung der Haftung führt nach dem Gesagten nicht 
nur zu direkten Kosten, sondern wirkt sich finanziell zweifelsfrei auch indirekt aus. Die zu 
befürchtende weitere Zunahme des Bestands an Massnahmenpatienten zufolge einer 
zurückhaltenden Lockerungspraxis führt in Beachtung der nationalen und internationalen 
gesetzlichen Vorgaben zwingend zu einem Ausbau der vorhandenen Institutionen und zu einer 
zusätzlichen Belastung der Ressourcen, die bereits jetzt knapp sind. 
 
 
Für die Berücksichtigung unserer Eingabe danken wir Ihnen bestens und verbleiben mit 
vorzüglicher Hochachtung 
 
SCHWEIZERISCHE 
KRIMINALISTISCHE GESELLSCHAFT 
 
Der Präsident: Die Sekretärin: 
 
 
 
Bernhard Sträuli Martina Weber 
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Segretariato generale 
 
Viale Stefano Franscini 7 
CH-6500 Bellinzona 
Tel. +41 58 480 68 68 
Fax +41 58 480 68 42 
info@bstger.ch 
 

Bellinzona, 2 agosto 2018  
 
13.430 n lv.Pa Ricki Natalie. Responsabilità in caso di liberazione condizionale e 
regime aperto: apertura della procedura di consultazione 

Gentili signore e egregi signori   
 
in merito alla procedura in epigrafe il Tribunale penale federale rinuncia a deporre delle 
osservazioni.  

Cordiali saluti.  
 
 
 
 
 

Mascia Gregori Al-Barafi 
Segretaria generale 
 
 
 
 
 
Cpc: 
Tribunale federale Losanna, Segretariato generale 
Tribunale amministrativo federale, San Gallo, Segretariato generale 
Tribunale federale dei brevetti, San Gallo, prima cancelliera 
 

 
 
 
Ufficio federale di giustizia  
 
A c. att. Signor David Steiner 
 
 
Per e-mail: david.steiner@bj.admin.ch 
 

Numero di registrazione:1.1.1.8 
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FACULTÉ DE DROIT 
 
 

Secrétariat 
Av. du 1er-Mars 26 

CH-2000 Neuchâtel 
Tél: +41 (0)32 718 12 00 
Fax: +41 (0)32 718 12 01 

secretariat.droit@unine.ch 
 

Neuchâtel, le 8 septembre 2018 
 
 
 

 
Office fédéral de la justice 
Monsieur David Steiner 
Bundesrain 20 
3003 Berne 

 

 

Consultation «Responsabilité en cas de mise en liberté conditionnelle et de décision 
d’allègement de l’exécution d’une peine» 
 

Monsieur, 

Au nom de la Faculté de droit de l’Université de Neuchâtel, nous avons décidé de prendre 
la peine de répondre à votre procédure de consultation pour marquer notre désaccord 
profond avec votre projet de nouvel art. 380a al. 1 CP. 

En effet, une fois les belles phrases bien mielleuses (du genre «Il est […] équitable que le 
collectivité publique dans son ensemble assume le risque inhérent à la resocialisation des 
détenus» [p. 6]) passée, le rapport explicatif de l’initiative parlementaire aligne une série 
d’arguments dénotant soit d’une incompréhension crasse du système pénal et des consé-
quences que pourrait avoir une telle disposition légale, soit d’un populisme malsain destiné 
à favoriser l’obtention de voies lors des prochaines élections. Ne cherchant pas ici à faire 
de procès d’intention, nous éviterons de parler d’arguments mensongers et parlerons 
d’arguments erronés lorsque les connaissances scientifiques tendent à contredire les af-
firmations faites dans ce rapport explicatif. 

Pour commencer, rappelons que, dans le but d’éviter qu’une personne ne ressorte de 
prison comme elle y est entrée, voire pire – et donc pour diminuer les risques de récidive à 
la sortie de prison – l’Etat a mis en place un système de «resocialisation» (art. 75 CP) 
qui, pendant le temps de l’exécution de la peine, passe par différentes phases : isolement 
en vue d’observation (art. 78 CP), exécution ordinaire (art. 77 CP), travail externe et loge-
ment externe (art. 77a CP) et, finalement, libération conditionnelle (art. 86 CP). Ce sys-
tème a largement fait ses preuves et a permis, à travers le temps, à des milliers de per-
sonnes ayant passé par la case prison de ne pas commettre de nouvelles infractions et de 
vivre en société tout à fait normalement. 

Ce système est en effet la manière que l’Etat a trouvé pour répondre au paradoxe qu’il a 
créé en considérant que la privation de liberté doit être la peine centrale du système pénal. 
La sanction infligée à celui qui a commis une infraction pénale doit en effet contribuer à 
permettre à cette personne de vivre en liberté sans commettre de nouvelles infractions. 
Mais comment apprendre à vivre en liberté à une personne en le privant justement de 
cette liberté ? Eh bien par l’intermédiaire de ce système de «resocialisation» et donc par 
l’exécution progressive de la peine, allant de l’enfermement total à la liberté totale, en 
passant par plusieurs phases intermédiaires. 

Ce système comprend néanmoins un certain nombre de risques, puisque la progression 
dans le système revient à chaque fois à donner un peu plus de liberté au condamné pour 
le tester et pour savoir s’il faut le faire régresser en revenant à la phase antérieure ou s’il 
faut poursuivre dans le sens de la liberté. Lorsque ces risques se concrétisent, le cas fait 
régulièrement l’objet d’une couverture médiatique importante et on parle ainsi bien plus 
des échecs de la resocialisation que de ses réussites. 

André Kuhn & Nadja Capus 
Professeur-e-s 

andre.kuhn@unine.ch 
nadja.capus@unine.ch 

+41 (0)32 718 13 23 
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Il serait néanmoins erroné de focaliser la loi sur ces échecs et encore plus erroné de le 
faire au nom des victimes comme le fait le projet d’art. 380a CP dont le rapport dit que 
«La nouvelle disposition constitue une forme de protection des victimes» (p. 8). En effet, 
pour la victime, il ne fait aucune différence qu’elle ait subi son atteinte de la part d’un dé-
linquant primaire, d’un récidiviste, d’un récidiviste durant sa phase de libération condition-
nelle, etc. Elle a été la victime d’un acte inadmissible et c’est à ce titre qu’il faut la prendre 
en charge. C’est ainsi que si l’on cherche à améliorer la situation de la victime, c’est du 
côté de la LAVI qu’il faudrait agir, dans le but de permettre aux victimes d’accéder encore 
plus facilement aux aides prévues dans ce cadre (y compris dans la procédure de 
l’ordonnance pénale) et surtout s’ouvrir quelque peu aux connaissances scientifiques mon-
trant que les victimes sont très favorables à la justice restaurative (médiation, confé-
rences, cercles, etc.) là où une telle forme de justice existe. 

Le projet d’art. 380a al. 1 n’est donc clairement pas une disposition protectrice des 
victimes !  

Mais alors à qui s’adresse-t-il ? La réponse à cette question est relativement simple : aux 
autorités d’exécution des peines et des mesures privatives de liberté. On cherche 
malicieusement à mettre la pression sur ces autorités pour qu’elles ouvrent moins facile-
ment le chemin de la liberté à des personnes incarcérées. Mais si, comme il a été men-
tionné plus haut, l’exécution progressive de la peine privative de liberté doit impérative-
ment servir à permettre à un individu d’apprendre à vivre en liberté sans commettre de 
nouvelles infractions, le fait de freiner ou d’empêcher la progression diminuera l’effet de 
«resocialisation». Et une diminution de l’effet de «resocialisation» aura inévitable-
ment comme conséquence une augmentation des actes de récidive… 

La CCDPJ a donc vu juste : «le projet vise et remet essentiellement en cause le système 
de réinsertion progressive sanctionné par le droit fédéral […] ainsi, il faudrait s’attendre à 
une diminution drastique du nombre d’allégements dans l’exécution des peines. Les au-
teurs de crimes recouvreraient la liberté sans y avoir été préparés, ce qui aurait un effet 
contreproductif et augmenterait le risque de récidive» (p. 6 et 7). 

Cela avait d’ailleurs déjà été relevé dans le cadre de l’Initiative populaire fédérale «Res-
ponsabilité en cas de récidive de la part de délinquants sexuels ou violents» visant à intro-
duire un art. 123e Cst. (FF 2014 3177) par Kuhn/Perrier Depeursinge/Brun dans la Revue 
Pénale Suisse 4/2014, p. 362 qui, dans une fiction, narraient que : «C’est ainsi que le ré-
gime progressif d’exécution des sanctions pénales – que le droit suisse connaissait alors – 
fut définitivement mis à mal, les membres des autorités d’exécution des peines devenant 
de plus en plus réticents à alléger le régime de détention des condamnés. La consé-
quence en fut immédiate: explosion du taux de récidive qui avoisina rapidement les 100%, 
puisque les détenus arrivés en fin de peines furent relâchés sans avoir pu bénéficier du 
moindre programme de resocialisation». 

Davantage de récidive engendrant davantage de victimes, la logique de ceux qui, au nom 
des victimes, préconisent de telles modifications législatives est difficile à comprendre… 

De surcroît, on peut s’attendre à ce que davantage de récidive engendre davantage de 
population carcérale. A ce propos, même sans faire intervenir l’élément «récidive», on 
peut s’attendre à ce qu’une introduction de l’art. 380a, a elle seule, génère un accroisse-
ment de la population carcérale par l’augmentation de la durée des séjours effectifs en 
détention, puisque les autorités d’exécution seront découragées de libérer. Sachant par 
ailleurs que le nombre de personne en prison (Stock) ne dépend pas seulement du 
nombre de personne que l’on y envoie (Flux), mais également de la durée des séjours et 
donc du temps d’occupation d’une cellule par chaque condamné, cela ne fera qu’empirer 
la situation carcérale du pays. Là encore la CCDJP a raison en mentionnant que «cette 
tendance à n’octroyer qu’un nombre très restreint d’allégements donnerait lieu à une 
hausse plus marquée encore du nombre de jours de détention et, partant, des coûts liés à 
l’exécution des peines» (p. 7). 
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Il est dès lors erroné de sous-entendre que la nouvelle disposition ne devrait déployer que 
peu de conséquences sur les finances des cantons : «Ce sont principalement les can-
tons qui assumeront la responsabilité instituée par la nouvelle disposition. Il est toutefois 
impossible d’estimer les coûts que cela engendrera. Tout au plus peut-on relever que 
l’expérience a montré que les cas visés par la nouvelle disposition sont, heureusement, 
rares» (p. 10). En effet, les coûts de cette disposition seront incontestablement élevés. 
Sachant qu’aujourd’hui déjà l’exécution des peines privatives de liberté coûte chaque 
jour plus de deux millions de francs aux citoyens (soit environ 300 francs par jour pour 
chacune des quelque 7000 cellules que nous possédons) – coûts liés aux infrastructures 
carcérales et aux salaires des gardiens – (à ce propos voir Kuhn in : Plaidoyer 4/2018, 
p. 12), les promoteurs de cette initiative désirent-ils véritablement augmenter encore cet 
impôt ? Ne serait-il pas plus judicieux d’investir dans la correction de l’abaissement des 
montants alloués aux victimes d’infraction au titre de réparation morale introduit par la 
révision de 2009 de la LAVI ? 

En espérant que ces quelques remarques trouveront un petit écho du côté du Parlement 
fédéral, nous vous prions de croire, cher Monsieur, à l’assurance de notre considération 
distinguée. 

  
André Kuhn Nadja Capus  
Professeur Professeure 
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Bern, 11. September 2018 sgv-Kl/is 
 
 
 
 
 
Vernehmlassung: Pa.Iv. Rickli Natalie (13.430). Haftung bei bedingten Entlassungen und Straf-
vollzugslockerungen 

Sehr geehrter Herr Steiner 

Als grösste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband 
sgv über 230 Verbände und gegen 500 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unterneh-
men in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachverband 
der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie für ein 
unternehmensfreundliches Umfeld ein. 

Mit Schreiben vom 24. Mai 2018 lädt die Rechtskommission des Nationalrats ein, zur parlamentari-
schen Initiative Rickli Natalie (13.430) betreffend Haftung bei bedingten Entlassungen und Strafvoll-
zugslockerungen Stellung zu nehmen. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv dankt für die Möglich-
keit zur Stellungnahme. 

Mit der parlamentarischen Initiative wird vorgeschlagen, den Anwendungsbereich von Art. 380a StGB 
so zu erweitern, dass eine Staatshaftung eingeführt wird, die unabhängig von einem unerlaubten Han-
deln und einem Verschulden der Staatsangestellten besteht. Der Staat soll neu haften, wenn einem  
Täter eine Öffnung des Straf- oder Massnahmenvollzugs gewährt wurde und diese Person durch einen 
Rückfall einen Schaden verursacht. Ziel der neuen Regelung ist es zu verhindern, dass die Konsequen-
zen von gravierenden Taten, die von Wiederholungstraftätern im Rahmen einer Vollzugsöffnung began-
gen werden, allein von Einzelpersonen, nämlich dem Opfer und seinem Umfeld, getragen werden müs-
sen.  

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv unterstützt den Revisionsvorschlag der Rechtskom-
mission des Nationalrats.  

Das zuständige Gemeinwesen soll für einen Schaden haften, der entsteht, wenn eine wegen eines 
schweren Gewalt- oder Sexualdelikts verurteilte Person bedingt entlassen wird oder Strafvollzugslocke-
rungen erhält und diese Person daraufhin erneut ein solches Verbrechen begeht. In der jüngsten Ver-
gangenheit ist es zu entsprechenden Fällen in den Kantonen Aargau und Waadt gekommen. Die Fälle 
haben gemeinsam, dass die Täter bedingt entlassen wurden oder Strafvollzugslockerungen erhalten 
haben und in dieser Zeit rückfällig wurden. Verantwortlichkeitsklagen gegenüber den zuständigen Be-
hörden blieben folgenlos.  
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Die neue Norm betrifft nur Wiederholungstäter in der Zeit, wenn es zu einer Vollzugslockerung kommt 
oder wenn sie bedingt entlassen werden. Lediglich in diesen Fällen können Opfer schneller entschädigt 
werden. Damit wird die Staatshaftung auf rückfällige Täter beschränkt, d. h. auf Fälle, in denen der Tä-
ter erneut eine schwere Straftat begeht, welche die körperliche, psychische oder sexuelle Integrität des 
Opfers beeinträchtigt. Ein Rückfall liegt auch nur dann vor, wenn bei der erneuten Tat wieder ein Straf-
tatbestand derselben Kategorie erfüllt wird. Schädigungen aus anderen Handlungen sind ausgeschlos-
sen. In diesen speziellen Fällen sind die Interessen der potentiellen Opfer höher zu gewichten als das 
Konzept der stufenweisen Wiedereingliederung der Straftäter.  

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gewerbeverband sgv 
 
 
 
 
 
Hans-Ulrich Bigler Dieter Kläy 
Direktor, Nationalrat Ressortleiter 
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12. September 2018
Ihr Kontakt: Ahmet Kut, Geschäftsführer der Bundeshausfraktion, Tel. +41 31 311 33 03, E-Mail: schweiz@grunliberale.ch

Stellungnahme der Grünliberalen zu 13.430 Pa.Iv. Rickli Natalie. Haftung bei bedingten Entlas-
sungen und Strafvollzugslockerungen

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns für die Vorlage und den Erläuternden Bericht zu 13.430 Pa.Iv. Rickli Natalie. Haftung bei be-
dingten Entlassungen und Strafvollzugslockerungen und nehmen dazu wie folgt Stellung:

Gemäss dem Entwurf der Kommissionsmehrheit soll der Staat haften, wenn einem Straftäter eine Öffnung des 
Straf- oder Massnahmenvollzugs gewährt wurde und diese Person durch einen Rückfall einen Schaden verur-
sacht. Dabei soll es keine Rolle spielen, ob der Staat dabei widerrechtlich gehandelt hat oder ob seine Angestell-
ten ein Verschulden trifft. Damit würde die Staatshaftung stark aus ausgeweitet, besteht doch heute eine solche 
Haftung nur bei lebenslänglich verwahrten Personen (Vorgabe der Verwahrungsinitiative, siehe Art. 123a Abs. 2 
Satz 2 der Bundesverfassung).

Die Grünliberalen lehnen eine solche Staatshaftung ab und beantragen Nichteintreten auf die Vorlage. Es ist zu 
befürchten, dass wegen des Haftungsrisikos weniger Vollzugsöffnungen bewilligt würden, als sachlich gerecht-
fertigt wären. Damit würde aber das bewährte Konzept der stufenweisen Wiedereingliederung infrage gestellt. 
Wenn Täter unvorbereitet aus der Haft entlassen werden – und fast alle Täter werden irgendwann freigelassen 
–, erhöht das das Risiko für künftige Straftaten. Die Haftungsregelung wäre damit im Ergebnis kontraproduktiv.

Es ist auch sachlich nicht richtig, wenn die Kommissionsmehrheit behauptet, es sei das Ziel der neuen Regelung 
zu verhindern, „dass die Konsequenzen von gravierenden Taten, die von Wiederholungsstraftätern im Rahmen 
einer Vollzugsöffnung begangen werden, allein von Einzelpersonen getragen werden müssen.“ Zwar haftet pri-
mär der Täter für den Schaden, den er schuldhaft verursacht (Art. 41 Abs. 1 des Obligationenrechts). Daneben 
haben aber die Opfer von Gewalttaten gestützt auf das Opferhilfegesetz unter anderem Anspruch auf Beratung, 
Soforthilfe, Entschädigung und Genugtuung durch die Opferhilfestellen. Hinzu kommen die Leistungen der ver-
schiedenen Sozialversicherungen, beispielsweise der obligatorischen Krankenpflegeversicherung. Die Opfer von 
Straftaten werden somit schon heute nicht alleine gelassen, und zwar unabhängig davon, ob die Straftat von 
einem Erst- oder Wiederholungstäter begangen wird.

Die Grünliberalen sind überzeugt, dass die Behörden im Straf- und Massnahmenvollzug ihre grosse Verantwor-
tung wahrnehmen und Vollzugsöffnungen nur nach sorgfältiger Prüfung und Abwägung aller relevanten Aspekte 
anordnen. Die Grünliberalen erwarten, dass die Entscheidungsverfahren und -kriterien von den verantwortlichen 
Stellen fortlaufend überprüft und konsequent angepasst werden, wenn sich eine Vollzugsöffnung nachträglich als 
ungerechtfertigt herausstellt.



Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Prüfung unserer Anmerkungen.

Bei Fragen dazu stehen Ihnen die Unterzeichnenden sowie unser zuständiges Kommissionsmitglied, National-
rat Beat Flach, gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

                   

Jürg Grossen Ahmet Kut
Parteipräsident Geschäftsführer der Bundeshausfraktion
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Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates (RK-N) 
CH-3003 Bern  
 
Geht per Mail an: david.steiner@bj.admin.ch  
 
 
13.9.2018  
 
 
 
Vernehmlassung zur Parlamentarische Initiative Rickli Nathalie: Haftung bei bedingten 
Entlassungen und Strafvollzugslockerungen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Bürgerlich-Demokratische Partei (BDP) bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme in 
obgenannter Vernehmlassung.  

Die BDP unterstützt diese Parlamentarische Initiative. Ziel dieser Vorlage ist es, dass Einzelpersonen 
nicht mehr alleine für Taten haften müssen, die von Schwerkriminellen begangen worden sind, 
denen eine Öffnung des Straf- oder Massnahmenvollzugs gewährt wurde. Es ist zu begrüssen, dass 
in diesen Fällen der Staat haften muss. 

In letzter Zeit kam es leider zu Fällen in der Schweiz, bei denen Schwerkriminelle während des 
Hafturlaubs oder nach vorzeitiger Entlassung rückfällig geworden sind und eine schwere Straftat 
begingen.  

Diese Parlamentarische Initiative will nun richtigerweise den Staat dafür zur Verantwortung ziehen, es 
soll eine sogenannte Staatshaftung eingeführt werden. Es darf nicht sein, dass Einzelpersonen, die im 
Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit mit der Entscheidung einer Öffnung des Straf- oder 
Massnahmenvollzugs zu tun hatten, alleine die Konsequenzen tragen müssen. In der Folge bedeutet 
dies, dass in Zukunft vor allem die Kantone haften und dem Opfer Schadenersatz leisten müssen. 

Der von der Kommissionsmehrheit befürwortete Entwurf ist klar formuliert, er bezieht sich einerseits 
auf objektiv schwere Straftaten, die im Straftatenkatalog aufgelistet sind, und andererseits nur auf 
rückfällige Täter. Zudem wird die Haftung zeitlich auf den Zeitraum der Öffnung eines Straf- oder 
Massnahmenvollzugs beschränkt. 

Die Parlamentarische Initiative ist vor allem deswegen begrüssenswert, weil er eine Form des 
Opferschutzes im Sinne des Bundesgesetzes über die Hilfe an Opfer von Straftaten darstellt.  

Wir danken für die Prüfung und Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Mit freundlichen Grüssen 

      
Martin Landolt       Rosmarie Quadranti 
Parteipräsident BDP Schweiz     Fraktionspräsidentin BDP Schweiz 
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Bern, 14. September 2018 
 
Vernehmlassung: 13.430 n Rickli Natalie. Haftung bei bedingten Entlassungen und 
Strafvollzugslockerungen 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Sie haben uns eingeladen, zum Vorentwurf zum Geschäft 13.430 n Rickli Natalie. Haftung 
bei bedingten Entlassungen und Strafvollzugslockerungen Stellung zu nehmen. Für diese 
Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 
 
 
Allgemeine Bemerkungen 
Die CVP ist einverstanden, den Anwendungsbereich von Art. 380a des Strafgesetzbuches 
(StGB) gemäss Vorentwurf auszuweiten. Unseres Erachtens ist es eine nachvollziehbare 
Forderung, dass das Gemeinwesen haften soll für den Schaden, den ein Täter bei einer ge-
währten Öffnung des Straf- oder Massnahmenvollzugs durch einen Rückfall verursacht. 
 
Die CVP steht jedoch weiterhin zum System der stufenweisen Wiedereingliederung von 
Straftätern und stellt dieses in keiner Weise infrage. Die Einführung einer Staatshaftung darf 
nicht dazu führen, dass am Ende einer Strafe keine Vollzugsöffnungen mehr bewilligt wer-
den. 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen 
Grüssen 
 
 
CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ 
 
 
 
Sig. Gerhard Pfister Sig. Béatrice Wertli 
Präsident der CVP Schweiz Generalsekretärin CVP Schweiz 
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Commission des affaires juridiques 
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Par email: david.steiner@bj.admin.ch  

 Berne, le 10 septembre 2018/ nr 
VL_Responsabilité liberté conditionnelle 
 
 
 

13.430 n Iv. pa. Rickli Natalie. Responsabilité en cas de mise en liberté conditionnelle et de 
décision d’allègement de l’exécution d’une peine 
Prise de position du PLR.Les Libéraux-Radicaux 
 
Monsieur,  
 
Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de nous exprimer dans le cadre de la 
consultation de l’objet mentionné ci-dessus. Vous trouverez ci-dessous notre position. 
 
PLR.Les Libéraux-Radicaux rejette le projet de révision soumis à consultation. La propostion a de 
sérieuses répercussions pour les cantons et un impact clair sur les décisions de mise en liberté et du 
processus de resocialisation. Les membres des autorités concernées seront en permanence sous la 
menace d’une Epée de Damoclès. Ainsi, cela aura un impact négatif sur la profession, baissera la qualité 
du travail réalisé et pourrait paralyser le système de justice. Les condamnations pourraient être 
systématiquement plus sévères tout en ayat moins d’ouverture pour une resocialisation (pour éviter le 
risque de récidive). In fine, cela pourrait augmenter le risque de récidive pour les criminels relâché à la fin 
de leur peine. A noter que les cas de récidives concernés sont particulièrement peu nombreux ; la très 
grande majorité des sorties se font sans problème. Ainsi, le PLR rejette l’introduction d’un système qui 
instaure une responsabilité de l’Etat indépendante d’un acte illicite et d’une faute commis par ses 
employés. En effet, une telle responsabilité impliquerait que l’Etat réponde d’un acte conforme au droit. 
 
En vous remerciant de l’attention que vous porterez à nos arguments, nous vous prions d’agréer, 
Monsieur, l’expression de nos plus cordiales salutations. 
 
PLR.Les Libéraux-Radicaux   
La Présidente    Le Secrétaire général 

 
 

 
Petra Gössi  Samuel Lanz 
Conseillère nationale 
 
 
 



 

 

   

 

 

 

 

1 

Sozialdemokratische Partei 

der Schweiz 
Theaterplatz 4 

Postfach · 3001 Bern 
Telefon 031 329 69 69 

Telefax 031 329 69 70 
info@spschweiz.ch 

www.spschweiz.ch 

 

 

 
Per E-Mail 

Nationalrat 

Kommission für Rechtsfragen 

3001 Bern 

david.steiner@bj.admin.ch 

Vernehmlassung zur Parlamentarischen Initiative 13.430 Rickli Haftung bei 
bedingten Entlassungen und Strafvollzugslockerungen 
 
Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident, 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme, die wir gerne wir folgt wahrnehmen: 

1. Grundsätzliche Bemerkungen 

Die SP Schweiz lehnt den vorgeschlagenen Vorentwurf dieser Parlamentarischen Initiative 
vollumfänglich und entschieden ab. Für die SP Schweiz liegt eines der wesentlichen Ziele des 
Strafvollzugs in der Resozialisierung der Täter/innen zum Wohle und Schutz der Gesellschaft als 
Ganzes wie auch der Täter/innen.1 Die Grundidee dieser Parlamentarischen Initiative steht diesem 
Ziel jedoch im Weg: Aufgrund eines inhärenten und schwer vorhersehbaren Haftungsrisikos des 
Gemeinwesens würden die zuständigen Personen in Zukunft wohl weniger schrittweise 
Vollzugslockerungen gewähren. Dies hätte zur Konsequenz, dass Straftäter/innen zukünftig öfters 
unvorbereitet aus einer Freiheitsstrafe entlassen würde, was die schrittweise Wiedereingliederung in 
die Gesellschaft erschweren und somit die Rückfallgefahr erhöhen würde.2  

                                                      

 
1 Siehe Legislaturziele der SP-Bundeshausfraktion 2015 bis 2019, S. 79. 
2 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 7. 
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Weiter erachten wir es als problematisch, wenn der Bundesgesetzgeber den Kantonen als für den 
Strafvollzug zuständige Gemeinwesen ein unvorhersehbares Haftungsrisiko überträgt bei der 
Umsetzung der bundesrechtlich vorgegebenen stufenweisen Wiedereingliederung von 
Straftäter/innen.3  

Zudem halten wir es aus rechtspolitischen Gründen für verfehlt, im unpassenden Bereich der 
Entscheidungen über Strafvollzugslockerungen eine ausnahmsweise Staatshaftung für 
rechtmässiges Handeln einzuführen.4  

Und nicht zuletzt lehnt die SP Schweiz diese Vorlage auch mit Blick auf die sehr knappen 
Abstimmungsergebnisse in den zuständigen Kommissionen für Rechtsfragen von National- und 
Ständerat5 sowie der klar ablehnenden Haltung der KKJPD6 ab. 

 

Wir bitten Sie um Kenntnisnahme unserer Stellungnahme. 

 

 

Mit freundlichen Grüssen 

SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DER SCHWEIZ 

 

  

 

Christian Levrat  Claudio Marti 

Präsident Politischer Fachsekretär 

                                                      

 
3 Siehe Erläuternder Bericht, S. 6. 
4 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 7. 
5 Erläuternder Bericht, S. 3. 
6 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 6. 




